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Bericht 

über die Tagung der Beratenden Versammlung 
des Europarates vom 15. bis 19. Mai 1972 in Straßburg 


Die 24. Sitzungsperiode wurde vom Alterspräsidenten der Bera- 
tenden Versammlung, Dr. Schmid (Frankfurt) (SPD), am 15. Mai 
1972 eröffnet. 

Während der Mai-Tagung (erster Teil der 24. Sitzungsperiode) 
erörterte die Beratende Versammlung Berichte und verabschie- 
dete Empfehlungen und Entschließungen, die sich mit folgenden 
Themen befaßten: 

— Eröffnung der 24. Sitzungsperiode 

Hierzu sprach: Abg. Dr, Schmid (Frankfurt) (S. 4) 

— 19. gemeinsame Sitzung der Mitglieder der Beratenden Ver- 
sammlung und der Mitglieder des Europäischen Parlaments 

— Tätigkeitsbericht des Präsidiums und des Ständigen Aus- 
schusses sowie des Ausschusses für Fragen der Beziehungen 
zu den nationalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit 

erstattet von Abg, Bauer (Würzburg) als Vizepräsident der 
Versammlung (S. 6) 

— Bericht des Ministerkomitees 

Hierzu sprach: Abg. Alber (S. 16) 

— Bevölkerungsprobleme (Bericht über die Tätigkeit der zwei- 
ten europäischen Konferenz über Bevölkerungsfragen) 

Beschluß der Versammlung 

Stellungnahme Nr. 59 (1972) zur Tätigkeit der zweiten euro- 
päischen Bevölkerungskonferenz, 

Direktive Nr. 324 (1972) zu den Empfehlungen der zweiten 
europäischen Bevölkerungskonferenz 
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— Europäische Nichtmitgliedsländer (die Lage in Griechenland, 
die Lage in der Tschechoslowakei) 

Hierzu sprachen: Abg. Sieglerschmidt (S. 9), Schmidt (Wür- 
gendorf) (S. 10) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 519 (1972) betreffend die Lage in Griechen- 
land 

Entschließung 520 (1972) betreffend die Lage in der Tsche- 
choslowakei 

— Wirtsdiaftliche Fragen (Verbraucherschutz, europäische 
Wirtschafts- und Währungsunion) 

Hierzu sprachen: Abg. Alber (S. 11), Roser (S, 17), Lemmrich 
(S. 17) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entschließung 521 (1972) betreffend die Politik des Ver- 
braucherschutzes 

Entschließung 523 (1972) betreffend die europäische Wirt- 
schafts- und Währungsunion 

— Entwicklungshilfe (Bericht des Ausschusses für Entwick- 
lungshilfe der OECD, Entwicklungshilfe und Investitionen) 

— Hierzu sprachen: Abg. Dr. Rinderspacher (S. 13, 15), Roser 
(S. 14) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung 672 (1972) betreffend die Entwicklungshilfe 

Entschließung 522 (1972) betreffend die Entwicklungshilfe, 
die Investitionen und die Rolle der multilateralen Institu- 
tionen 

— Politische Fragen (Radiostationen „Freies Europa" und 
„Radio Liberty", Beziehungen zwischen Europa und den 
Vereinigten Staaten) 

Hierzu sprachen: Abg. Sieglerschmidt (S. 5), Blumenfeld 
(S. 5, 21, 24), Roser (S. 23), Kahn- Ackermann (S. 18), Richter 
(S. 20), Lemmrich (S. 21) 

Beschluß der Versammlung 

Entschließung 524 (1972) betreffend die Beziehungen zwi- 
schen Westeuropa und den Vereinigten Staaten 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind — soweit sie in 
deutscher Sprache gehalten wurden — nachstehend im Wortlaut 
abgedrucfct. 

Den turnusmäßigen Bericht des Ministerkomitees trug der tür- 
kische Außenminister Haluk Bayülken als derzeitiger Präsident 
des Ministerkomitees vor. Zur Versammlung sprachen der tune- 
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sische Außenminister Masmoudi, der luxemburgische Minister- 
präsident Pierre Werner und der dänische Wirtschafts- und 
Finanzminister Per Haekkerup. 

Zu ihrem neuen Präsidenten wählte die Beratende Versammlung 
den italienischen Abgeordneten Guiseppe Vedovato (christlich- 
demokratische Fraktion). Abg. Bauer (Würzburg) (SPD) wurde 
zum Vizepräsidenten gewählt. 

Zu Ausschußvorsitzenden wurden die Abg. Blumenfeld (CDU/ 
CSU) (Politischer Ausschuß), Bauer (Würzburg) (SPD) (Ge- 
schäftsordnungsausschuß) und Pöhler (SPD) (Flüchtlings- und 
Bevölkerungsausschuß) wiedergewählt. 

Am 15. Mai 1972 wurde in Anwesenheit des Präsidiums und der 
Mitglieder der Beratenden Versammlung der Grundstein für 
den Neubau des Europahauses gelegt. 

Die deutschen Vertreter nahmen an der gemeinsamen Sitzung 
der Beratenden Versammlung und des Europäischen Parla- 
ments am Mittwoch, 17. Mai 1972, wegen der Abstimmung 
über die Ostverträge in Bonn nicht teil. 


Bonn, den 25. Mai 1972 


Hannsheinz Bauer (Würzburg) 

Stellvertretender Sprecher 


Erik Blumenfeld 

Sprecher 
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Montag, 15. Mai 1972 


Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung der 24. Sitzungsperiode 

Alterspräsident Dr. Schmid (Frankfurt) 
(SPD) *) : Die Sitzung ist eröffnet. 

Sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen, vor der 
Eröffnungsrede muß ich Sie vom Tode eines der 
langjährigsten Mitglieder unserer Versammlung in 
Kenntnis setzen. (Alle Abgeordneten erheben sich.) 

Herr Otto Kranzlmayr, der Präsident der öster- 
reichischen Delegation, der seit einigen Monaten 
krank war, verstarb am 4. Mai. Es gibt hier nicht 
mehr viele, die seinen Eintritt in diese Versamm- 
lung im Jahre 1953 miterlebten. Er war einer der 
ersten österreichischen parlamentarischen Beobach- 
ter, da die damalige Lage in ihrem Lande die volle 
Mitgliedschaft noch nicht erlaubte. Abgesehen von 
den Jahren 1961 bis 1964, in denen er als Staats- 
sekretär im Innenministerium amtierte, war er seit 
1953 Mitglied unserer Versammlung, zuerst als 
Beobachter, dann als stellvertretendes und schließ- 
lich als ordentliches Mitglied. Während der 19. Sit- 
zungsperiode leitete er von dem Platz aus, den ich 
heute einnehme, als Vizepräsident der Versamm- 
lung deren Arbeiten. Unsere christlich- demokrati- 
schen Kollegen hatten ihm von 1966 an das Amt 
eines der stellvertretenden Vorsitzenden ihrer 
Fraktion anvertraut. 

Geboren wurde er 1911 in Linz, er studierte 
Rechtswissenschaften und übte den Beruf des Juri- 
sten aus. Seit 1953 war er Abgeordneter im Natio- 
nalrat und Vorsitzender des Aufsichtsrates des 
österreichischen Rundfunks und Fernsehens; seine 
Interessen und seine Aufgaben waren vielfältig. 
War er nicht zu der einen oder anderen Zeit Mit- 
glied in fast allen unseren Ausschüssen? Er sprach 
nicht allzu oft und immer sehr zurückhaltend, aber 
das Engagement, die Unbeirrbarkeit und Besonnen- 
heit seines Urteils war um so größer. Die Hochach- 
tung und Freundschaft seiner Kollegen brachten ihm 
im Januar 1969 die Wahl zum stellvertretenden 
Vorsitzenden des Kommunalausschusses ein, eines 
Ausschusses, der das von ihm wohl bevorzugte 
Interessengebiet bearbeitet. Vor zwei Jahren 
wurde er zum Vorsitzenden des Unterausschusses 
gewählt, der sich mit der Verleihung des Europa- 
preises befaßt. Seine Unparteilichkeit und sein Sinn 
für Maß kamen ihm bei dieser heiklen Aufgabe, die 
diplomatisches und politisches Feingefühl erfordert, 
in hervorragender Weise zustatten. 

Otto Kranzlmayr hatte in dieser Versammlung 
nur Freunde. Sie alle trauern heute zusammen mit 
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seiner Familie um ihn. Ich spreche Frau Kranzl- 
mayr, die ihren Mann häufig zu unseren Sitzungen 
begleitete, ihren Kindern und der österreichischen 
Delegation im Namen der Versammlung unsere tief- 
empfundene Anteilnahme aus. 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, 

zum dritten Mal habe ich die Ehre, das Amt des 
Doyen d'Age vor einer Sitzungsperiode unserer Ver- 
sammlung auszuüben. Dies ist mir heute nicht nur 
eine Ehre, sondern eine Freude. Denn nicht ohne 
Bewegung erinnere ich mich in dieser Minute an die 
Situation im Mai 1970 oder 1971. Berge von Pro- 
blemen türmten sich damals undurchdringlich, un- 
gelöst vor uns auf. Zuversicht und Hoffnung misch- 
ten sich mit banger Erwartung. Heute ist der Wald 
lichter, die Sicht freier. Die einigende Dynamik 
eines in Wahrheit europäischen Geistes hat viele 
Hindernisse überwunden. 

Noch während unserer Januar-Tagung Unterzeich- 
neten die Minister den Beitrittsvertrag in Brüssel. 
Damit sind neue Dimensionen im Prozeß der Bil- 
dung eines gesamteuropäischen Bewußtseins eröff- 
net. Eine ausschließende Scheidung zwischen allge- 
meiner Politik und Wirtschaftspolitik ist jetzt defi- 
nitiv nicht mehr möglich. Die neue Gemeinschaft der 
Zehn ist die größte Handels- und Industriemacht 
der Welt, und dies wird sich zwangsläufig auf die 
Politik im allgemeinen auswirken. Die Währungs- 
krise hat dazu geführt — List der Geschichte! — , 
daß der kühne Plan einer Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion in das konkrete Stadium der Verwirk- 
lichung trat. Was M. Fouchet als „unwiderrufliche 
Schicksalsgemeinschaft" bezeichnete, wurde hier Er- 
eignis. Von der Gipfelkonferenz erwarten wir ähn- 
liche Impulse, wie sie von Den Haag ausgingen. 
„Die Rolle Europas in der Welt" wird das Thema 
dieser Konferenz sein. Der Rolle unseres Konti- 
nents entspräche es nicht, ihn als „l'Europe des mar- 
chands" zu definieren. Erstens und letztens erhoffen 
wir Parlamentarier eine echte Teilung der Gewalten 
auch in Europa, eine Partizipation an den Entschei- 
dungen der europäischen Institutionen, im Sinne 
einer Stärkung der föderalistischen Strukturen der 
Gemeinschaft. 

Ich mache mir nicht vor, daß dies schon Fakten 
sind, die unverrückbar in der europäischen Land- 
schaft stünden und Richtung und Tempo der euro- 
päischen Politik bestimmten. Das Gesicht dieser 
europäischen Landschaft wird noch immer von eini- 
gen Sdiuttplätzen der Geschichte verunziert, auch 
wenn ein Hauptwerk in der Bereinigung und Auf- 
arbeitung der Vergangenheit geleistet wurde, das in 
seiner Bedeutung weit über mein Heimatland hin- 
ausgreift: die Verabschiedung der Ostverträge. 
Dankbar erinnere ich mich in dieser Stunde an er- 
munternde Empfehlungen dieser Versammlung, jene 
Politik fortzusetzen, die Trümmer und Schutt bei- 
seite räumte und entschlossen den Durchbruch zu 
einem neuen Gegenüber zu den europäischen Völ- 
kern des Ostens unseres Kontinents vollzog. 
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Auch wenn dies Hauptwerk vollbracht ist — der 
Schatten gibt es noch genug. Ein neues schmerz- 
liches Problem ist am europäischen Horizont aufge- 
taucht: Nordirland. Scheinbar so unlösbar wie sei- 
nerzeit die Probleme Saar oder Südtirol bedrängt 
uns diese Frage stündlich und täglich. Schon fast 
vergessen, daß unsere Versammlung in den Fällen 
Saar und Südtirol Gewichtiges zur Lösung beitrug i 
schon fast vergessen, daß Unterausschüsse unserer 
Versammlung in mühevoller Kleinarbeit diese Pro- 
bleme zu entschärfen und zu lösen unternahmen. 
Sollte es nicht gelingen, die Kraft unserer euro- 
päischen Idee als ähnlich einheitsstiftendes Element 
hier einzusetzen, wie auch jenes einheitsstiftende 
Element des Christentums einst für uns Deutsche 
von dieser grünen Insel ausging? Könnte nicht diese 
europäische Idee als una religio in rituum diversi- 
tate auch in diesem furchtbaren Streit eingesetzt 
werden? Wie der große Cusaner sagen würde: Darf 
hier nicht auf eine andere Coincidentia opposito- 
rum gehofft werden? 

Wie anders ist der Blick auf jenes Signum euro- 
päischer Gemeinsamkeit in Florenz, das nun ent- 
steht. Die Europäische Universität, durch Jahrzehnte 
hindurch beharrlich verfolgtes Ziel, wird Wirklich- 
keit. Welche Perspektiven tun sich auf beim Rück- 
blick auf jene kosmopolitische Körperschaft des 
Mittelalters, für die die Universitäten Paris, Oxford 
oder Bologna, aber auch Wien, Leipzig, Prag und 
Krakau stehen! Könnte die junge Universität jene 
stolze Tradition europäischer Geistesgeschichte wie- 
deraufnehmen! 

Und ein anderes Ereignis heißt uns hoffen. In 
wenigen Minuten wird der Grundstein für das neue 
Gebäude unserer Organisation gelegt. Gewiß ist 
dieser Bau mehr als die Unterbringungsstätte einer 
internationalen Organisation. Die Zeit der Proviso- 
rien scheint auch hier zu Ende zu gehen. Mit Recht 
ist schon viel geschrieben und gesagt worden über 
die symbolische Rolle jener Stadt Straßburg, die 
uns seit Jahrzehnten Gastrecht gewährt. Von der 
völkerverbindenden Funktion der europäischen Ka- 
pitale am Schnittpunkt zweier Nationalkulturen war 
die Rede. Wer wollte vergessen, daß hier der junge 
Goethe die Universität besuchte und daß hier zum 
ersten Mal die Freiheitsweise der Marseillaise er- 
klang? Man kennt jene ruhmreiche Vergangenheit 
Straßburgs, in der viele Dichter und Gelehrte in der 
einzigartigen Stunde der europäischen Geschichte, 
die Humanismus genannt wird, die Würde der 
menschlichen Person wieder zum Leuchten brachten. 

Gerade hierauf sollten wir uns in dieser Stunde 
der Grundsteinlegung besinnen. Vor kurzem ver- 
suchte ich es in diesem Saal so auszudrücken: 
„Europa muß, wenn es mehr sein soll als eine Stei- 
gerung unseres Lebensstandards, nämlich eine neue 
Lebensform, die Lebensform der Solidarität, der 
Brüderlichkeit unter den Menschen, über diese Be- 
reiche hinausgehen, es muß transzendieren, es muß 
ins Moralische hineingehen und ins Ideale hinein- 
treten.“ 

Lassen Sie uns diesen Feuerkern der europäischen 
Idee, die Brüderlichkeit unter den Menschen, wie 
ein anderes olympisches Feuer hüten und bewah- 


ren, meine Kolleginnen und Kollegen. Lassen Sie 
sich darin mahnen mit den Worten des Propheten, 
der uns über die Jahrtausende hinweg zuruft, „auf- 
zulösen ruchlose Fesseln, die Seile des Jochholzes 
freizugeben und Unterdrückte in Freiheit zu entlas- 
sen; aus unserer Mitte die Knechtung zu entfernen, 
das Fingerzeigen und Unheilreden''. 

Und nun, verehrte Kollegen, lassen Sie uns an 
die Arbeit gehen. 


Tagesordnungspunkt: 

Dringliche Anfrage über die Radiostationen 
„Free Europe" und „Radio Liberty" 

(Drucksache 2956) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Ich 
möchte auch gegen den Dringlichkeitsantrag spre- 
chen, aber aus ganz anderen Gründen als meine 
Vorrednerin. 

Ich meine, daß diese Sache sehr wichtig ist. Aber 
sie ist von einer solchen Bedeutung, daß es nicht 
genügt, eine wegen der zeitlichen Verhältnisse nur 
flüchtig beratene Erklärung hier abzugeben und 
daraus entsprechende Empfehlungen als Schlußfol- 
gerungen dem Ministerrat vorzulegen. Das, worum 
es hier geht, ist vielmehr von einer solchen Bedeu- 
tung, daß es gründlich beraten werden sollte. 

Ich sehe auch nicht ein, daß die Dringlichkeit des 
zeitlichen Ablaufs der Ereignisse in diesem Zusam- 
menhang so groß ist, daß wir uns nicht die erforder- 
liche Zeit für die Ausarbeitung einer wirklich soli- 
den Empfehlung nehmen könnten, die dann von 
einer möglichst breiten Mehrheit des Hauses getra- 
gen werden kann. 

Blumenfeld (CDU/CSU): Herr Präsident! Ich 
bedanke mich dafür, daß Sie mir das Wort geben. 
Ich darf sagen, daß der Politische Ausschuß bei 
seiner letzten Sitzung- in Istanbul den Vorsitzenden 
und den Berichterstatter, meinen Kollegen Dodds- 
Parker, beauftragt hat, die Frage, die uns jetzt be- 
schäftigt, der Versammlung mit der Bitte vorzu- 
legen, sie als motion d'urgence zu behandeln, damit 
wir die Angelegenheit überhaupt noch in dieser 
Sitzungsperiode in einer Plenarsitzung behandeln 
können. 

Der Politische Ausschuß wird sich heute nach- 
mittag mit dem Bericht des Berichterstatters Dodds- 
Parker beschäftigen. Der Bericht — als Vorlage 
sowohl an die Kommission wie auch an die Plenar- 
versammlung — bringt den Wunsch zum Ausdruck, 
die Regierungen möchten sich, weil es sich um die 
Frage eines Datums zum Ende des Monats Juni die- 
ses Jahres handelt, beizeiten sowohl mit der Regie- 
rung der Vereinigten Staaten als auch miteinander 
in Verbindung setzen, um dafür zu sorgen, daß die 
beiden Rundfunksender „Free Europe" und „Radio 
Liberty" bis zu dem Zeitpunkt Weiterarbeiten kön- 
nen, in welchem es möglich sein wird, auf Grund 
einer ausführlichen Untersuchung mit einem Ge- 
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Samtergebnis vor die Regierungen bzw. vor diese 
Versammlung zu treten und darauf zurückzukom- 
men. 

Ich muß meiner Verwunderung darüber Ausdruck 
geben, daß von einigen Kollegen jetzt ausgeführt 
wird, es habe noch Zeit, man könne das Problem 
noch im Laufe des Jahres weiterbehandeln und 
solle nicht jetzt damit anfangen. Tatsächlich werden 
wir uns mit diesen Problemen noch längere Zeit zu 
beschäftigen haben, wenn wir uns in der Sache 
selbst, wie es auch von den Kollegen gewünscht 
wird, die gegen die motion d'urgence gesprochen 
haben, ausführlich über die ganze Frage unter- 
halten werden. Wenn wir es aber nicht diesmal tun 
und wenn wir nicht heute, wie es der Politische 
Ausschuß gewünscht hat, die Angelegenheit mit der 
dem Plenum vorliegenden Entschließung aufgreifen, 
werden wir uns frühestens während der Herbstsit- 
zung im Oktober mit der Frage beschäftigen kön- 
nen. Das wäre unter den gegebenen Umständen zu 
spät, um in dieser politisch wichtigen und vitalen 
Frage noch helfend eingreifen zu können. 

Ich bitte deswegen, Herr Präsident, daß über 
unseren Antrag jetzt abgestimmt wird, und ich 
hoffe auf ein positives Votum. 

In der Abstimmung sprach sich die Versammlung 
für die Zulassung der dringlichen Anfrage aus. 


Tagesordnungspunkt : 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums, des Ständigen 
Ausschusses und des Aussdiusses für die 
Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 

(Drucksache 3128) 

Berichterstatter: Abgeordneter Bauer (Würzburg) *) 

Vizepräsident Bauer (Würzburg) (SPD), Be- 
richterstatter *) : Herr Präsident, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, mein Bericht erstreckt sich auf einen 
relativ kurzen Zeitraum von nur vier Monaten. 

Wie Sie sich vielleicht erinnern, fand der dritte 
Abschnitt der 23. ordentlichen Sitzungsperiode der 
Versammlung vom 19. bis 26. Januar 1972 statt. 

Das Präsidium trat am 26. Januar 1972 in Straß- 
burg, am 21. März in Paris und heute wieder in 
Straßburg zusammen. Der Ständige Ausschuß tagte 
am 21. März in Paris. 

Seit Eröffnung des dritten Abschnitts der 23. Sit- 
zungsperiode der Versammlung tagte der Ausschuß 
für die Beziehungen zu den nationalen Parlamenten 
und zur Öffentlichkeit viermal, und zwar Ende 
Januar in Straßburg, im März in Paris und Anfang 
Mai in La Valetta auf Malta. 

Was die Vorbereitung, die Tagesordnung und den 
Calendrier des ersten Abschnitts der derzeitigen 
24. ordenlichen Sitzungsperiode der Versammlung 
anbetrifft, hat die Kommission auf Vorschlag des 
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Präsidiums am 21. März die Tagesordnung für die- 
sen Sitzungsabschnitt angenommen. 

Gleichzeitig hat das Präsidium den Entwurf eines 
Calendriers ausgearbeitet, der noch am gleichen 
Tag mit einigen Änderungen vom Ständigen Aus- 
schuß gebilligt wurde und den Sie bereits in abge- 
änderter Form erhalten haben. 

Auf Grund der mit den begrenzten Redezeiten bei 
den Aussprachen der letzten Sitzungsperiode ge- 
machten Erfahrungen haben das Präsidium und der 
Ständige Ausschuß erneut — gemäß Artikel 34 der 
Geschäftsordnung — beschlossen, der Versamm- 
lung vorzuschlagen, mit den Aussprachen des ersten 
Abschnitts der 24. Sitzungsperiode entsprechend 
dem am 29. März vom Greffier an alle Mitglieder 
der Versammlung verteilten Schreiben zu verfahren. 

Ich möchte die Teilnahme von Ministern und be- 
sonderen Persönlichkeiten beim ersten Abschnitt 
dieser Sitzungsperiode unterstreichen. 

Folgende Minister und Persönlichkeiten werden 
in die Aussprachen eingreifen: am Dienstag: der 
tunesische Außenminister Mohamed Masmoudi, auf 
dem Gebiet der Entwicklungshilfepolitik ; ebenfalls 
am Dienstag: der türkische Außenminister Huluk 
Bayülken, anläßlich der Vorlage des Berichts des 
Ministerkomitees in der Versammlung; am Don- 
nerstag: der Ministerpräsident von Luxemburg, 
Pierre Werner, im Rahmen der Aussprache über 
Wirtschaftsfragen; und ebenfalls Donnerstag: der 
Wirtschafts- und Finanzminister von Dänemark, Per 
Haekkerup, in der Aussprache über Wirtschafts- 
fragen. 

Leider ist es nicht möglich, in dieser Runde eine 
Delegation der Vereinigten Staaten begrüßen zu 
können. So sind wir gezwungen, die Aussprache 
über die Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
in Abwesenheit von Mitgliedern des Kongresses 
oder des Senats zu führen. 

Außerdem werden Parlamentarier aus Liechten- 
stein als Gäste die Arbeit der Versammlung ver- 
folgen, es wurden für sie Plätze auf den Tribünen 
des Plenums reserviert. Was den Zeitpunkt der drei 
Abschnitte der Sitzungsperiode der Versammlung 
im Jahre 1973 anbetrifft, hat der Ständige Ausschuß 
beschlossen, daß der längste Abschnitt im Oktober 
statt im Januar stattfindet. Auf alle Fälle wird dies 
eine Verlegung der jährlichen Aussprache mehrerer 
Ausschüsse von Januar auf Oktober mit sich brin- 
gen, was möglicherweise Probleme aufwirft, da 
diese Ausschüsse während eines Zeitraums von 
mehr als 20 Monaten, und zwar von Januar 1972 
bis Oktober 1973, keine Berichte vorlegen können. 
Wenn der Ständige Ausschuß im nächsten Juni den 
Entwurf des Calendrier der Herbst-Sitzungsperiode 
1972 prüft, könnte er gegebenenfalls dabei in Be- 
tracht ziehen, den Sitzungsabschnitt im Oktober 
1972 um ein oder zwei Tage zu verlängern. 

Bei dieser Gelegenheit wird er ebenfalls die Aus- 
sprachen der Versammlung über die gesamte Sit- 
zungsperiode neu aufteilen. 

Schließlich hat der Ständige Ausschuß den Zeit- 
punkt der einzelnen Sitzungsabschnitte für^ 1973 wie 
folgt festgesetzt: 3. Abschnitt der 24. Sitzungs- 
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Periode vom 22. bis 26. Januar 1973, 1. Abschnitt 
der 25. Sitzungsperiode vom 7. bis 11. Mai 1973, 
2. Abschnitt der 25, Sitzungsperiode vom 3. bis 
11. Oktober 1973. 

Der im Namen der Versammlung handelnde Aus- 
schuß zur Prüfung der Vollmachten hat, was Bel- 
gien, wo nach den Parlamentswahlen eine neue 
Delegation benannt wurde, und auch die Nieder- 
lande anbetrifft, im Anschluß an den Bericht des 
Präsidiums des Ständigen Ausschusses am 21. März 
1972 die Vollmachten der Mitglieder und ihrer Stell- 
vertreter für ordnungsgemäß erklärt. 

Ihre Namen sind im Dokument 3107 genannt, ln 
Anbetracht der Änderungen in der Zusammenset- 
zung der Ausschüsse hat der im Namen der Ver- 
sammlung handelnde Ständige Ausschuß auf Vor- 
schlag der belgischen und niederländischen Delega- 
tionen am 21. März 1972 verschiedene Benennungen 
und Änderungen in den Ausschüssen vorgenommen. 
Sie sind in den schon verteilten und genannten Do- 
kumenten aufgeführt. 

Einer der wichtigsten Punkte betrifft den Euro- 
päischen Jugend-Fonds. 

Das Präsidium und der Ständige Ausschuß sind 
über den Briefwechsel zwischen dem Präsidenten 
der Versammlung und dem Vorsitzenden der Stän- 
digen Vertreter der Minister über die Art und 
Weise der Beratung zwischen dem Ministerkomitee 
und der Versammlung betreffend den Europäischen 
Jugend-Fonds unterrichtet worden. 

Was die Gründung dieses Fonds anbetrifft, so ist 
das Ministerkomitee zur Zeit außerstande, eine Ent- 
scheidung zu treffen, die Versammlung wird jedoch 
selbstverständlich gehört, wenn dieses Thema zur 
Sprache kommt. 

Ich möchte ebenfalls auf die Aktion „Rettet Vene- 
dig" zu sprechen kommen. Bei seiner heutigen Sit- 
zung wurde das Präsidium über die Erklärung unter- 
richtet, die der Präsident der Versammlung zur 
Unterstützung dieser Aktion dem Ministerkomitee 
zu unterbreiten beabsichtigt. 

Diese Aktion wird auf eine Initiative der Ver- 
sammlung gemäß ihrer Entschließung 432 organi- 
siert; es wurde beschlossen, eine Kampagne zur 
Sammlung von privaten Geldern zu unterstützen, 
die unter der Schirmherrschaft des Europarates er- 
folgen und zur Verwirklichung des Gesamtplans 
zum Schutz und zum Wiederaufbau von Venedig 
beitragen soll, der Gesamtplan wurde von der 
UNESCO in enger Zusammenarbeit mit den zu- 
ständigen italienischen Behörden ausgearbeitet. 

Bei seiner Sitzung vom 21. März 1972 hat der 
Ständige Ausschuß beschlossen, die Fragen im Ab- 
satz 2 der Richtlinien 284 mit Ausnahme der recht- 
lichen Aspekte der Zuständigkeit der Versammlung 
zu entziehen. In dieser Richtlinie wurden der Poli- 
tische Ausschuß, der Landwirtschaftsausschuß, der 
Sozial- und Gesundheitsausschuß und der Ausschuß 
für Wissenschaft und Technologie aufgefordert, über 
die Anwendungsmöglichkeiten des Berichts des 
Wirtschaftsausschusses auf ihren eigenen Kompe- 
tenzbereich zu berichten. 


Was die Richtlinie Nr. 302 — der Bericht des 
Politischen Ausschusses über die Aufgabe des Euro- 
parates in der nahen Zukunft' — anbetrifft, so wur- 
den diese Punkte der Zuständigkeit der Versamm- 
lung entzogen. 

Betreffend die Vorbereitungsarbeiten zu einer 
Europäischen Sozialcharta wurde das Generalsekre- 
tariat damit beauftragt, diese Arbeiten in begrenz- 
ter Auflage zu veröffentlichen. 

Die Arbeiten enthalten Auszüge von vertrau- 
lichen Dokumenten der Versammlung, insbesondere 
Auszüge aus den Protokollen des Sozial- und Ge- 
sundheitsausschusses, des Politischen Ausschusses 
und des Wirtschafts- und Entwicklungsausschusses 
von 1953 bis 1961, 

Vorbehaltlich der Zustimmung dieser Ausschüsse 
hat das Präsidium bei seiner Sitzung vom März 
1972 angeordnet, die Auszüge dieser Ausschuß- 
dokumente in die oben genannte Veröffentlichung 
der Vorbereitungsarbeiten zu einer Europäischen 
Sozialcharta mit einzubeziehen, wobei sie natürlich 
dem internen Gebrauch des Europarates und der 
Regierungen der Mitgliedstaaten Vorbehalten blei- 
ben und als „vertraulich" gekennzeichnet werden. 

Herr Präsident, meine lieben Kollegen, es er- 
scheint mir notwendig, etwas zum Empfang von 
Besuchern zu sagen. 

Bei seiner Sitzung vom März 1972 hat der Stän- 
dige Ausschuß das Merkblatt über die Bedingungen 
für Besuchergruppen beim Europarat, insbesondere 
während der Sitzungsperiode der Versammlung, so- 
wie die der Verwaltung zu diesem Zweck verfüg- 
baren Mittel geprüft. 

Der Ständige Ausschuß ist der Auffassung, daß 
der Besuch von Gruppen gefördert werden sollte 
und daß dazu erhebliche Mittel im Haushalt 1973 
vorgesehen werden sollten. 

Meine Damen und Herren, Ihr Berichterstatter hat 
während dieser Sitzung auf diesem Punkt bestanden 
und die Gelegenheit ergriffen, darzulegen, daß an- 
gesichts der Erweiterung des Gemeinsamen Mark- 
tes und des Europäischen Parlamentes noch mehr 
Einsatzbereitschaft, entsprechende Maßnahmen und 
natürlich auch mehr Mittel für den Empfang von 
Besuchergruppen nötig sein werden, wenn die euro- 
päische Öffentlichkeit sich mehr für die Beratende 
Versammlung und ihre Bedeutung interessieren 
soll. 

In dieser Hinsicht möchte ich Sie, meine lieben 
Kollegen, bitten, die nationalen Regierungen dar- 
auf aufmerksam zu machen, wie wichtig es ist, 
mehr auf die Arbeit des Europarates hinzuweisen. 

Herr Präsident, ich möchte Sie ebenfalls bitten, 
freundlicherweise allen Mitgliedern dieser Ver- 
sammlung die Dokumente und statistischen Anga- 
ben zukommen zu lassen, die im Ständigen Aus- 
schuß verteilt worden sind und die, wie ich glaube, 
für jeden Abgeordneten nützlich sein werden. 

Betreffend die Wahl der Mitglieder der Euro- 
päischen Menschenreditskommission hat das Präsi- 
dium am 21. März 1972 die Bewerbungsvorschläge 
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der deutschen, belgischen, dänischen, niederländi- 
schen, norwegischen und britischen Delegation für 
die freien Sitze in dieser Kommission zur Kenntnis 
genommen. Es hat den Präsidenten der Versamm- 
lung damit beauftragt, sie gemäß Artikel 21 der 
Konvention zum Schutz der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten dem Ministerkomitee zu über- 
mitteln. 

Was Verstöße gegen diese Konvention betrifft, 
hat das Präsidium bei seinen Sitzungen vom 
21. März und heute, vom 15. Mai, zwei neuen Ver- 
längerungen des am 26. April 1971 in 11 türkischen 
Verwaltungsbezirken verkündeten Belagerungszu- 
standes von jeweils zwei Monaten, vom 26. Januar 
1972 an, zugestimmt. Außerdem haben Mitglieder 
der türkischen Delegation in der Versammlung das 
Präsidium und den Ständigen Ausschuß bei ihrer 
Sitzung vom 21. März über die Situation in der Tür- 
kei unterrichtet, und anschließend fand eine Diskus- 
sion über dieses Thema statt. 

Was die Reisen des Präsidenten der Versamm- 
lung angeht, so hat er sich am 17. Februar 1972 nach 
Straßburg begeben, um am Kongreß der ständigen 
internationalen Konferenz gemeinnütziger Organi- 
sationen teilzunehmen. Außerdem hat er sich wäh- 
rend eines Privataufenthalts in Dakar mit dem Prä- 
sidenten der Republik Senegal Leopold Senghor 
über dessen Ansprache vor der Versammlung im 
nächsten Oktober besprochen. Der Präsident hat 
ebenfalls an der von der Beratenden Versammlung 
bei der NATO vom 11. bis 14. April 1972 organi- 
sierten 3. parlamentarischen wissenschaftlichen Kon- 
ferenz teilgenommen. Schließlich reiste er vom 23. 
bis 25. April 1972 in die Türkei und vom 5. bis 
7. Mai 1972 nach Malta. 

Nun möchte ich ein Thema anschneiden, das alle 
Mitglieder der Versammlung interessieren wird, 
und zwar geht es um ihre Flugreisen. Das Präsidium 
und der Ständige Ausschuß wurden während ihrer 
206. Sitzung darüber unterrichtet, daß die Ständigen 
Vertreter aus haushaltspolitischen Gründen be- 
schlossen haben, bei der Rückerstattung der im 
Rahmen des Europarates durchgeführten Dienstrei- 
sen die Tarife der „Touristenklasse" zugrunde zu 
legen. Es sollte nur in Ausnahmefällen von dieser 
Regel abgewichen werden: bei Dienstreisen des 
Präsidenten der Versammlung, des Generalsekre- 
tärs und in besonders gerechtfertigten Fällen. 

Nur drei Berichte sind am 21. März vom Ständi- 
gen Ausschuß, der im Namen der Versammlung 
handelt, angenommen worden. Es handelt sich um 
folgende Texte, die diesem Bericht als Anhang bei- 
gefügt sind: eine Entschließung betr. die Hilfe für 
Bangla Desh, eine Entschließung betr. die Antwort 
auf die Denkschrift 71 der UNESCO und eine Emp- 
fehlung betr. die Beziehungen zwischen dem Euro- 
parat und den internationalen nicht staatlichen 
Organisationen. 

Der Beratende Status: Gemäß der Richtlinie Nr. 185 
und nach der Stellungnahme des Ausschusses für 
Bevölkerungs- und Flüchtlingsfragen und des Kul- 
tur- und Erziehungsausschusses hat der Ständige 
Ausschuß am 21. März die Empfehlung Nr. 671 ange- 


nommen, die im Anhang zu diesem Bericht verzeich- 
net ist und in der das Ministerkomitee darum gebe- 
ten wird, dem internationalen Rat der caritativen 
Verbände und der internationalen Vereinigung der 
Französischlehrer den beratenden Status der 2. Ka- 
tegorie zu gewähren. 

Betreffend die Konstitution des Sonderausschus- 
ses für das zwischenstaatliche Arbeitsprogramm 
sieht der Calendrier für die Ausarbeitung des 
Arbeitsprogramms 1973/74 vor, daß der Programm- 
entwurf der Versammlung bis spätestens Mai 1972 
vorliegt. Um die Berichterstatter der verschiedenen 
Ausschüsse bis zu diesem Zeitpunkt benennen zu 
können, hat das Präsidium gemäß der Entschließung 
374 der Bildung eines Sonderausschusses für das 
Arbeitsprogramm zugestimmt. 

Was schließlich die Sitzungen der Ausschüsse 
oder Unterausschüsse außerhalb von Paris oder 
Straßburg anbetrifft, hat das Präsidium in Überein- 
stimmung mit der vom Ständigen Ausschuß am 
12. Dezember 1963 angenommenen Sonderregelung 
folgenden Ausschüssen erlaubt, außerhalb von 
Paris oder Straßburg zu tagen: 

— ■ dem Rechts ausschuß: April 1972 

— dem Ausschuß für Wissenschaft und Technolo- 
gie: April 1972 

— dem Haushaltsausschuß: Mai in London 

— • dem Ausschuß für die Beziehungen zu den natio- 
nalen Parlamenten und zur Öffentlichkeit: Mai 
1972 in Malta 

— dem Ausschuß für Kultur- und Erziehungsfragen: 
Ende Juni 1972 in Wien 

— dem Wirtschafts- und Entwicklungsausschuß: 
September 1972 in der Türkei. 

Außerdem wird die nächste Jahrestagung des 
Ständigen Ausschusses außerhalb von Paris oder 
Straßburg am 28. und 29. Juni 1972 in Den Haag 
stattfinden. Dort wird sich dann Gelegenheit bieten, 
weitere Ausschußsitzungen zu organisieren. 

Was die Verweisung an die Ausschüsse anbetrifft, 
bitte ich Sie, sich an das Dokument 3128 zu halten. 

Was die Tätigkeit des Ausschusses für die Bezie- 
hungen zu den nationalen Parlamenten und zur 
Öffentlichkeit anbelangt, empfehle ich jedem von 
Ihnen, den Bericht dieses wichtigen Ausschusses zu 
lesen. 

Ich möchte nur eine kleine Bemerkung betreffend 
die Beziehungen zur Öffentlichkeit hinzufügen. Es 
erscheint mir notwendig. Sie davon zu unterrichten, 
daß in meinem Parlament eine neue Regelung ein- 
geführt worden ist: die hier während der Plenar- 
sitzungen der Versammlung gehaltenen Reden wer- 
den als offizielle Bundestagsdrucksache veröffent- 
licht. 

Diese Initiative scheint mir einerseits dazu zu 
dienen, der Tätigkeit in dieser Versammlung mehr 
Gewicht zu verleihen, und andererseits dazu, die 
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Öffentlichkeit wirksamer über unsere Arbeit zu 
informieren und die Zahl der Anfragen zu vergrö^ 
Bern. 

Ich lege Ihnen nahe, diesem Beispiel in Ihren 
nationalen Parlamenten zu folgen, was in meinen 
Augen die Bedeutung des Europarates mehr hervor- 
hebt und seine Arbeit besser erläutert. 

Zum Schluß ergreife ich gern die mir gebotene 
Gelegenheit, noch einmal eine hervorragende Per- 
sönlichkeit, nämlich unseren scheidenden Präsiden- 
ten, M. Olivier Reverdin, zu ehren. Ich danke ihm 
für die von ihm organisierte Zusammenarbeit, die 
angenehme Atmosphäre, die er zu gewährleisten 
verstand, und für die Leitung der Arbeit im Präsi- 
dium des Ständigen Ausschusses. Er hat unsere Sit- 
zungen mit sanfter und energischer Hand zugleich 
geführt. Ich bin davon überzeugt, daß alle unsere 
Kollegen sich gerne an die drei Jahre erinnern 
werden, in denen er Vorsitzender unserer Ver- 
sammlung war. 

Ich möchte der Hoffnung Ausdruck geben, daß die 
freundschaftliche und nützliche Zusammenarbeit 
sowie das gute Klima in unseren Sitzungen unter 
dem Vorsitz unseres neu gewählten Präsidenten 
Vedovato erhalten bleibt. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in Griechenland 

(Drucksache 3114) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dankert 

Sieglersdimidt (SPD); Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte dem Kollegen Dan- 
kert für seinen ausgezeichneten, informativen Be- 
richt danken. Ich habe diesem Bericht nicht viel hin- 
zuzufügen, außer einer kleinen kritischen Anmer- 
kung, die sich auf die Erwähnung des Falles Man- 
gakis bezieht. Ich bin da in einer schwierigen Posi- 
tion, denn das, was ich ihm gerne sagen möchte, 
kann ich hier nicht sagen. Ich werde es ihm aber 
vielleicht nachher mitteilen. 

Ich möchte nur so viel sagen, wir haben in der 
Bundesrepublik — dies kann man hier sagen — 
einige Erfahrung damit, wie man in diskreter Weise 
politische Gefangene herausbekommt. Man fängt 
dann meistens auch mit etwas prominenteren an. 
Das haben wir auch an anderer Stelle getan. Hier ist 
es nicht so diskret geblieben, wie es hätte bleiben 
sollen. Ich wolte damit nur sagen, die Art, so etwas 
zu tun, und zwar nicht auf den gewohnten Wegen, 
sondern auf weniger gewohnten Wegen — damit 
meine ich nicht völkerrechtswidrige Wege, sondern 
gehe von einer informellen Zustimmung des betrof- 
fenen diktatorischen Landes aus — , sollte man nicht 
von vornherein als falsch ansehen. Hier spielen 
vielmehr die Menschen eine Rolle, um die es uns 
auch in Griechenland geht. 

Nun zu den Beiträgen in der Diskussion. Ich 
möchte — fast ein wenig nach zwei Seiten — sagen. 


mir scheint, daß die Dinge, um die es hier geht, in 
der darauffolgenden Diskussion etwas durcheinan- 
der gelaufen sind. In dieser komplizierten Welt ist 
der eine Bereich der praktischen Politik und der 
andere der Durchsetzung der Menschenrechte nicht 
immer bis ins letzte synchronisiert zusammenzubrin- 
gen. Ich will deutlich sagen, was ich meine: Ich 
würde es für falsch halten, Sir John Rodgers, etwa 
eine Diskussion, wie wir sie hier heute führen, in 
der NATO-Versammlung führen zu wollen. Ich 
glaube, daß Griechenland in diesem Bündnis seinen 
Platz haben muß. Wenn hier zum Schluß gesagt 
worden ist, die Demokratie würde unterhöhlt, Frau 
Kollegin, wenn man solche Staaten wie Griechen- 
land in einem Bündnis hat: nun, wir machen ja auch 
Verträge mit der anderen Seite, und das müßte dann 
genauso bedenklich sein und die Demokratie unter- 
höhlen. Ich glaube, ohne daß ich hier einer doppel- 
ten Moral das Wort reden will — nein, nur einer 
Moral möchte ich das Wort reden — , man muß diese 
unterschiedlichen Wege sehen, die hier zu gehen 
sind. 

Zum zweiten glaube ich, Herr Präsident, daß man 
in dieser Versammlung eine ganz klare Abgren- 
zung vornehmen muß. Wir sollten uns in der Regel 
nicht um Dinge kümmern, die außerhalb des Bann- 
kreises Europas liegen, also etwa darum, was in 
Nigeria geschieht. Ich glaube, das ist weniger eine 
Angelegenheit des Europarats. 

Zum dritten wird man einen weiteren Unterschied 
machen müssen. Sosehr ich auch an dem Bericht 
interessiert bin, den wir nachher über die Lage in 
der Tschechoslowakei hören werden, so muß man 
doch diesen Unterschied machen, den ein ehemali- 
ger kluger französischer Kollege gemacht hat, als 
er davon sprach, man müsse im Falle Griechenland 
zwischen „celibataire" und „divorce" unterscheiden. 
Bei „divorce" liegt der Fall eben doch ein bißchen 
anders als bei „celibataire" : Griechenland hat die- 
sem demokratischen Europarat angehört. Das ist 
eine andere Situation als bei Ländern, die noch nicht 
zu dieser demokratischen Gemeinschaft gehört ha- 
ben, jedenfalls nicht in jüngster Zeit. 

Ich glaube aber, das entscheidende Kriterium 
kann hier nur sein; in welchem Umfange und mit 
welcher Intensität werden Menschenrechte verletzt? 
Es kann nicht darum gehen, im einzelnen zu sagen, 
ob ein Land eine demokratischere Verfassung oder 
eine weniger demokratische Verfassung hat. Diese 
Versammlung hier, die für die Konvention der 
Menschenrechte des Europarates verantwortlich ist, 
hat auch darüber zu wachen und sich darüber Ge- 
danken zu machen, ob und wo Menschenrechte ver- 
letzt werden. Dabei ist es im letzten gleichgültig, ob 
das in Griechenland, in Spanien, in der Tschecho- 
slowakei oder in der Sowjetunion geschieht. 

Nun glaube ich noch ein Wort zu den Waffen- 
lieferungen sagen zu sollen — • d. h. fast nicht mehr 
sagen zu sollen — , die hier erwähnt worden sind. 
Ich meine, solange es sidi um Waffen handelt, die 
nicht dazu dienen können, innenpolitische Gegner 
zu unterdrücken — und das kann man sicherlich 
nicht durch U-Boote und auch kaum durch schnelle 
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Jagdflugzeuge — , so lange muß man das im Rah- 
men der Grundsatzfrage sehen, ob Griechenland 
dem Bündnis angehören soll oder nicht. 

Lassen Sie mich noch eine letzte Bemerkung ma- 
chen. Von meinem verehrten Vorredner wurde zu 
einem Touristenboykott gegenüber Griechenland 
auf gef ordert. Ich möchte dem mit allem Nachdruck 
widersprechen. Denn ich erinnere mich noch sehr gut 
der Zeit, als es in meinem Lande eine Diktatur gab 
und wir über jeden vernünftigen, demokratischen 
Ausländer sehr froh waren, den wir erblicken konn- 
ten, mit dem wir diskutieren konnten, mit dem wir 
uns auseinandersetzen konnten. Außerdem: das 
Regime dort bricht gewiß nicht zusammen, wenn wir 
einen Touristenboykott machen. Nein, genau umge- 
kehrt! Ich meine, es können gar nicht genug politisch 
aufgeklärte Menschen aus den demokratischen Län- 
dern nach Griechenland reisen, die allerdings dann 
nicht nur in der Sonne liegen, sondern auch in einer 
vernünftigen Weise den Kontakt und das Gespräch 
mit der Bevölkerung suchen sollten. Das braucht 
keine „Subversion" oder „Infiltration" oder etwas 
Ähnliches zu sein. Es wird aber den Menschen mo- 
ralische Unterstützung in ihrer Situation gegenüber 
der Diktatur geben. 

Ich bin für eine Haltung, die nicht Politik zu 
einem moralischen Rigorismus zu machen versucht. 
Das hat der Berichterstatter auch nicht getan. Er 
hat zu meiner Befriedigung z. B. die NATO mit kei- 
nem Wort in seiner Empfehlung erwähnt. Er hat 
andererseits nicht versucht, die moralischen Stan- 
dards, die in diesem Hause mit der Konvention der 
Menschenrechte gesetzt worden sind, gewisserma- 
ßen als eine Quantite negligeable zu behandeln, als 
eine zwar wichtige Sache, die aber praktisch doch 
nicht anwendbar sei. Eine Politik, die zwischen 
diesen beiden Extremen das richtige Mittelmaß 
sucht, sollten wir gegenüber solchen Ländern ver- 
treten. In den Empfehlungen, die der Berichterstat- 
ter vorgelegt hat, ist sie nach meiner Meinung ver- 
nünftig vertreten worden. 


Tagesordnungspunkt: 

Die Lage in der Tschechoslowakei 

(Drucksache 3118) 

Berichterstatter : 

Abgeordneter Schmidt ( Würgender f) (SPD) 

Schmidt (Würgendorf) (SPD), Berichterstatter: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ver- 
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Es dient der Infor- 
mation, aber auch der Rückerinnerung an den vor 
mehr als dreieinhalb Jahren, nämlich am 21. August 
1968, erfolgten brutalen Überfall der fünf Staaten 
des Warschauer Pakts auf die Tschechoslowakei 
und die Vernichtung von Anfängen einer demokra- 
tischen Freiheit, wenn ich im Aufträge des Aus- 
schusses für die europäischen Nichtmitgliedstaaten 
einen weiteren Bericht mit einem Entschließungs- 
entwurf vorlege. Hier ist ein Unterschied zu dem 


zu machen, was wir soeben über Griechenland ge- 
hört haben; denn dieser Bericht ist in einer Reihen- 
folge von fast vier Jahren bereits der sechste. Die 
Berichte waren bis auf eine Ausnahme auch mit 
einem Entschließungsentwurf bedacht und haben 
jeweils eine Fortschreibung der gesamten Verhält- 
nisse in der Tschechoslowakei gebracht. Auf Grund 
der besonderen Situation, daß in einem ständig 
steigenden Maße Menschen wegen ihrer politischen 
Überzeugung, wegen ihrer Überzeugung auch wäh- 
rend der Dubcek-Ära, vor Gericht gestellt und 
verurteilt werden, ist es notwendig, hier einen 
neuen Bericht vorzulegen. Ich brauche, auf diesen 
Bericht weisend, Ihre Aufmerksamkeit nur kurz in 
Anspruch zu nehmen. 

Es besteht kein Zweifel, daß angesichts der welt- 
politischen Ereignisse, aber auch der besonderen 
Ereignisse und Bemühungen in Europa, den Frieden 
sicherer zu machen, ob es sich dabei um die Rati- 
fizierung der Gewaltverzichtserklärungen zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland auf der einen und 
der Sowjetunion und der Volksrepublik Polen auf 
der anderen Seite oder um die Bemühungen um 
eine Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa mit gleichzeitiger Hinwendung zu beider- 
seitiger ausgewogener Truppenverringerung han- 
delt — und dieses steht ja jetzt im Vordergrund — , 
die Lage in der Tschechoslowakei in der Weltpresse 
wie in der europäischen Presse keine Schlagzeilen 
macht und im Hinblick auf die Situation vielleicht 
auch von ganz untergeordneter Bedeutung ist. Dort 
und gerade dort geht es aber nach wie vor darum, 
daß trotz feierlicher Versicherung der Regierung, 
der Staatspartei oder auch einzelner Funktionäre 
Bürgerinnen und Bürger der Tschechoslowakei we- 
gen politischer Meinungsäußerungen oder Sympa- 
thiekundgebungen während der Dubcek-Ära ver- 
folgt und auch verurteilt werden. So erhielt der im 
Bericht namentlich erwähnte Schachgroßmeister 
Fachmann zwei Jahre Gefängnis. Nach wie vor wird 
durch Verbot und Einschränkung der Berufsaus- 
übung eine teilweise unmenschliche Pression auf 
Kritiker des jetzigen und Sympathiesanten des 
Dubcek-Regimes ausgeübt. 

Die Auseinandersetzungen in den höchsten Gre- 
mien der Kommunistischen Partei der Tschecho- 
slowakei über die Bestimmung des politischen 
Kurses scheinen trotz äußerlicher Beruhigung anzu- 
dauern. Uber die sich in Verhaftungen, Prozessen 
und Verurteilungen niederschlagende, verhärtende 
innenpolitische Entwicklung des Landes hinaus 
möchten gerade die dogmatischen Kräfte einen noch 
härteren Kurs durchsetzen. Das wäre jedoch nur 
möglich, wenn es ihnen gelingen würde, den jetzigen 
Generalsekretär der Partei, Gustav Husak, aus der 
Macht zu drängen. Dieser genießt aber nach wie 
vor das Vertrauen der sowjetischen Führung und 
des dortigen Parteichefs Breschnew. 

Dieser Bericht und seine Resolution sind im 
übrigen zur jetzigen Zeit notwendig, weil sie wie- 
der einmal den Europarat und damit uns als Hüter 
der Menschenrechte in den Blickpunkt der Welt- 
öffentlichkeit stellen. Kritische Stimmen nationaler 
Parteien, Gewerkschaften, sonstiger Gemeinschaften 
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und Einzelpersönlichkeiten sind erfreulich und 
dankenswert, sie können aber niemals Willens- 
äußerungen dieses Hohen Hauses ersetzen. 

Ich habe mit großer Aufmerksamkeit die Diskus- 
sion verfolgt, die hier soeben mit großem Engage- 
ment geführt worden ist. Ich halte es für eine 
wichtige Sache, daß der Ausschuß, wie soeben der 
Herr Vorsitzende des Ausschusses erwähnte, zur 
gleichen Stunde einen Bericht über die Situation in 
Griechenland durch den verehrten Kollegen Dankert 
vorlegen läßt. Hier zeigt es sich, daß für dieses Par- 
lament und auch für seinen Ausschuß alle Dikta- 
turen, ganz gleich, unter welchen Vorzeichen sie 
angetreten sind, verdammenswert bleiben, weil es 
uns um die persönliche Freiheit der Menschen in 
dieser Welt und vor allen Dingen in Europa geht. 
Ich bin zutieft davon überzeugt, daß dieses Hohe 
Haus immer wieder seine Stimme wird erheben 
müssen, wenn innerhalb Europas in einem Land 
Terror und Unmenschlichkeit herrschen, und gerade 
das ist in der Tschechoslowakei der Fall. 

Sicherlich wären die Verhältnisse in der Tsche- 
choslowakei noch viel undurchsichtiger und sehr 
viel unmenschlicher, wenn nicht alle Menschen, die 
sich für Politik in Freiheit interessieren, immer 
wieder ihre Stimmen erhoben hätten und wenn auch 
dieses Haus nicht im mittlerweile sechsten Bericht 
selbst wieder einmal diese Frage ins Bewußtsein 
gerufen und die Menschen in Europa darauf auf- 
merksam gemacht hätte. Dabei dürfen auch die zu- 
künftigen Entscheidungen in Europa, die, wie wir 
alle hoffen wollen, den Frieden sicherer machen, 
nicht dazu führen, uns an Entwicklungen zu ge- 
wöhnen, wie sie in der Tschechoslowakei täglich zu 
sehen sind. Trotz bestehender großer Resignation 
setzen alle Menschen in der Tschechoslowakei, die 
die Freiheit lieben, auch mit auf dieses Parlament. 
Seine Berichte und Empfehlungen sollten auch die 
nationalen Vertretungen unserer Mitgliedstaaten 
aufrufen, sich der Frage aller Unterdrückten in Ost- 
und Westeuropa noch mehr als bisher anzunehmen. 


Dienstag, 16. Mai 1972 


Tagesordnungspunkt: 

Verbraucherschutzpolitik 

(Drucksache 3126) 

Berichterstatter: Abgeordneter Darling 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen, meine Herren! Vorab möchte idi 
unserem Kollegen Darling auch im Namen des 
Rechtsausschusses für seinen ausgezeichneten Be- 
richt herzlich danken. Im Januar dieses Jahres hatte 
ich die Ehre, für den Rechtsausschuß zur Frage des 


Verbraucherschutzes einen Bericht vorzulegen. Aus 
dieser Kenntnis der Probleme kann ich die Voll- 
ständigkeit und Güte des Berichts von Herrn Dar- 
ling voll erkennen und bestätigen, was ich gern tue. 

Die Frage des Verbrau eher Schutzes ist ein wirt- 
schaftliches, soziologisches, gesundheitliches und 
juristisches Problem von hoher Bedeutung gewor- 
den. Es sind im Grunde drei Ziele, die der Ver- 
braucherschutz bezweckt: einmal ist es die Gesund- 
heit des Verbrauchers, zum anderen seine Sicherheit 
und zum dritten — wenn auch nicht unmittelbar, so 
doch zumindest mittelbar — der Schutz seiner wirt- 
schaftlichen und kommerziellen Interessen. 

Was die Gesundheit und Sicherheit des Ver- 
brauchers anlangt, so meine ich, daß die Vorschrif- 
ten in dieser Beziehung nicht streng genug sein 
können. Im Mittelpunkt einer jeden Politik muß 
der Mensch stehen und nidit die Sache oder gar das 
Geld. Jede Güterabwägung muß zu diesem Ergebnis 
kommen. Deshalb brauche ich diesen Bereich auch 
nicht weiter zu vertiefen. Ich meine, daß dies selbst- 
verständlich sein sollte. 

Die Problematik auf diesem Gebiet ist an sich 
mehr strafrechtlicher Natur. Allerdings verkenne ich 
nicht, daß die Grenzen auch hier fließend sind. Ich 
will nur den umfassenden Bereich der Etikettierung 
und Auszeichnung ansprechen. Hier konkret: Was 
nützt beispielsweise die Auszeichnung eines tief- 
gekühlten Stückes Fleisch, die angibt, wie lange 
es bei einer Lagerung von minus 12 Grad Celsius 
hält, wenn nicht gesagt wird, mit welchen gesund- 
heitsschädlichen Chemikalien das Tier gefüttert 
oder sonstwie behandelt wurde? Manchmal weiß 
dies selbst der Verkäufer nicht. Aber es ist wichtig, 
daß im Interesse des Verbrauchers gerade hier die 
Kausalkette der schädlichen Indikationen offen- 
gelegt werden muß. Dies zu bewerkstelligen ist 
nicht leicht. Doch sind es gerade schwierige Auf- 
gaben, die den Europarat als ein progressives Gre- 
mium reizen. 

Wenn ich die heutige Situation kennzeichnen soll, 
so meine ich, daß die besonderen Kriterien folgende 
sind: Einerseits haben wir eine Überflußgesellschaft, 
die sich in einem Überangebot von Waren und in 
einem Angebot von immer neueren Produkten 
widerspiegelt; zum anderen kann aber auch die 
Nachfrage oftmals die Fülle des Angebots über- 
steigen. Dieser Widerspruch erzeugt negative Aus- 
wirkungen. 

Ein vollwertiger Konkurrenzkampf der Anbieter 
wäre im Grunde ein ausreichender Schutz der Nach- 
frager. Doch leider sind die Tendenzen der Wett- 
bewerbsverzerrung und der Konzentration diesem 
Gleichgewicht abträglich. Das heißt, daß eine an- 
gemessene gesetzliche Regelung auch des Konzen- 
trationsproblems, der Fusionskontrolle und aller 
damit zusammenhängenden Fragen im Interesse des 
Verbrauchers geboten ist. Jede Monopolisierung 
muß nicht, kann aber zu einer Diskriminierung des 
Verbrauchers, also des Nachfragers führen, weil er 
dann nicht mehr die Kontrolle hat. Ich habe dieses 
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Beispiel nur erwähnt, um aufzuzeigen, wie weit 
eigentlich der Bereich des Verbraucher Schutzes geht. 

Um es nochmals klar auszudrücken: Wo Fragen 
der Gesundheit und Sicherheit des Verbrauchers an- 
gesprochen sind, können wir keine Kompromisse zu- 
lassen. Der Mensch ist wichtiger als der Gewinn. 
Wo unabhängig hiervon nur die wirtschaftlichen 
Aspekte des Verbrauchers angesprochen sind, müs- 
sen wir jedoch differenzieren. Wir kommen hier 
nicht weiter, wenn wir klassenkämpferisdi argumen- 
tieren. Leider geschieht dies manchmal mit diesem 
etwas modischen Thema in der Öffentlichkeit. Doch 
wir sollten dies vermeiden. 

Der Grundsatz, den Herr Darling aufgezeigt hat 
— caveat emptor — , gilt im Prinzip nach wie vor, 
dies um so mehr, als wir ja vom mündigen Bürger 
ausgehen. Aber, um ehrlich zu sein: man kann nur 
so weit mündig sein, als man Kenntnis hat. Dies ist 
im Bereich des Verbraucher Schutzes das Kern- 
problem. 

Der Verbraucher hat nicht die Kenntnis, und er 
kann sie nicht haben. Die technologische Entwick- 
lung übersteigt oft seine Möglichkeiten. Dies kann 
und darf aber nicht zu seinen Lasten gehen. Die 
Folge ist, daß es im Interesse der Chancengleichheit 
und der echten Partnerschaft nötig ist, dem Ver- 
braucher diese Kenntnisse zu unterbreiten. Wenn der 
Käufer auf dem Straßenmarkt am Stand einkauft, 
dann kann er prüfen und vergleichen. Aber das ist 
nicht mehr der Normalfall. Wenn heute alles ver- 
packt und in Dosen abgefüllt ist, kann er eben nicht 
mehr prüfen und vergleichen. Das ist nicht seine 
Schuld. Ich meine, das bedeutet, daß diejenigen, 
die eine Prüfung vereiteln, diese unmittelbar er- 
möglichen müssen, und zwar durch eine entspre- 
chende Informierung und Etikettierung. Die starke 
Macht des Angebots, die Vertrauen voraussetzt, be- 
dingt verstärkte Ehrlichkeit. 

Ich will jetzt nicht alle Einzelpunkte aufzählen, 
die der Rechtsausschuß in seinem Januar- Bericht 
der Versammlung unterbreitet hat. Sie sind an- 
genommen worden und waren somit mittelbar auch 
Grundlage für den guten Bericht von Herrn Darling. 
Es waren alles Fragen, die aus dem Spannungs- 
verhältnis zwischen Anbieter und Nachfrager ent- 
stehen können. Ich wiederhole nur die wichtigsten. 
Es sind Fragen der Etikettierung, des Reparatur- 
dienstes nach einer Lieferung, der Erzeugerhaftung, 
der Verbindlichkeit von Vertragsbedingungen, des 
Rechtsweges, der irreführenden Werbung, d. h. 
überhaupt der Werbung, der Vollständigkeit und 
der Ehrlichkeit; dann die Fragen der Information 
der Verbraucher, des Verkaufs an der Haustüre, 
des Kaufs durch schriftliches Übereinkommen, des 
Wuchers, der Kredit- und Darlehensgewährung. 

All diese Fragen sind im Bericht des Rechts- 
ausschusses vom Januar angesprochen, und ich 
möchte auf die entsprechenden Beschlüsse verwei- 
sen. Es sind Beschlüsse, die sicherlich zu einer guten 
Gesetzgebung führen werden. Sie werden sich 
sicherlich auch in der vom Berichterstatter Darling 
angeregten europäischen Charta des Verbraudier- 


schutzes wiederfinden. Es ist sicher, daß in dieser 
Charta nur ein Minimum enthalten sein kann. Ich 
will aber mit Nachdruck betonen: dies darf nicht 
dazu führen, daß weitergehende sinnvolle Rege- 
lungen einzelner Länder dann wieder rückgängig 
gemacht werden. Vielmehr ist anzustreben, daß im 
Interesse eines wirksamen Verbrauchers chutzes das 
Beste in allen Ländern eingeführt werden muß. 

Neben gesetzgeberischen Aspekten spricht Herr 
Darling zu Recht die Fragen der Unterstützung des 
Verbrauchers durch Verwaltungsstellen an. Hierzu 
gehört Beratung ebenso wie die Überwachung ent- 
sprechender Vorschriften. Ich stimme diesen Vor- 
schlägen voll zu, die auch schon in meinem Januar- 
Bericht enthalten waren. 

Ein Hauptaugenmerk verdient die Frage der In- 
formation und Verbrauchererziehung. Ich sagte be- 
reits, daß der heutige Handel durch eine Situation 
der Unkenntnis über die Erzeugung und Herstellung 
der Produkte sowie durch eine Unmöglichkeit der 
Nachprüfbarkeit der Produkte gekennzeichnet ist. 
Es ist wichtig, diesen Nachteil durch eine Ver- 
braudieraufklärung auszugleichen. Herstellung und 
Zusammensetzung muß der Verbraucher kennen. 
Nur dann kann man von einer Chancengleichheit 
der Wirtschaftspartner sprechen. Es genügt dabei 
nicht, nur das Verhältnis der Zutaten zu kennen; 
denn der Verbraucher muß auch wissen, woher 
die Zutaten kommen und wie sich diese wieder zu- 
sammensetzen. Um nur ein Beispiel zu nennen: es 
ist unerläßlich, zu wissen, womit Nahrungsmittel 
wie Salate gedüngt und gespritzt worden sind. 

Nötig ist es auch, die Grundzüge der Preiskalkula- 
tion zu kennen. Der Verbraucher muß wissen, 
warum manche Produkte gleicher Art teurer oder 
billiger sind. Ich glaube, er würde sich manchmal 
wundern, wenn er die Gründe kennen würde. 

Erlauben Sie mir bitte noch kurz. Sie darüber zu 
unterrichten, wie das Ministerkomitee auf unsere 
Empfehlung 624 vom Januar reagiert hat. Zu den 
gesetzlichen und außergesetzlichen Grundlagen und 
Systemen wird es eine Studie ausarbeiten. Die 
Fragen sind in das Programm für die Jahre 1973 
und 1974 aufgenommen worden. Bezüglich der miß- 
bräuchlichen Vertragsbestimmungen wird es eine 
rechtsvergleichende Studie ausarbeiten. Was den 
Verkauf an der Haustüre und anderes anlangt, wer- 
den zur Zeit Meinungen ausgetauscht. Eine Unter- 
kommission wird in diesem Sommer die Antworten 
der Regierungen zusammenfassen. Irreführende 
Werbung soll generell verboten werden. Die Ver- 
braucheraufklärung und -information soll verstärkt 
werden. Den Regierungen wurde empfohlen, die 
Information schon in den Schulunterricht aufzu- 
nehmen. Wie sie in den Bereich der Erwachsenen- 
bildung einbezogen werden soll, wird noch geprüft. 

Ich wünsche, daß wir in diesen Fragen bald wei- 
teren Erfolg haben. Ich freue mich, daß der Europa- 
rat gerade in diesen wichtigen Fragen initiativ ge- 
worden ist, und ich hoffe, daß unsere Arbeit auch 
andere staatliche Organe zu einer entsprechenden, 
guten Tätigkeit anregt. 
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Tagesordnungsp'unkt: 

Bericht des Ausschusses für Entwicklungshilfe 
der OECD und Stellungnahme der Beratenden 
Versammlung zu diesem Bericht 

(Drucksache 3070 und 3125) 
Berichterstatter: Abgeordneter Minnocci 

Tagesordnungspunkt: 

Entwicklungshilfe und Investitionen — Die Rolle 
der multilateralen Institutionen 

(Drucksache 3123) 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Dr. Rinderspacher (SPD) 

Dr. Rinderspacher (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Am Vorabend 
der 3. Welthandelskonferenz in Santiago de Chile 
hat der Ausschuß für Wirtschafts- und Entwicklungs- 
hilf ef ragen seine zweite, jährlich stattfindende 
Round-table-Konferenz über die Zusammenarbeit in 
der Entwicklungshilfe veranstaltet. Das gestellte 
Thema hieß Entwicklungshilfe und Investitionen, 
die Rolle der multilateralen Institutionen. Neun 
internationale Organisationen hatten Sachverstän- 
dige zu dieser Konferenz nach Paris entsandt; sieben 
davon haben Arbeitsunterlagen vorgelegt, die dem 
Bericht beigefügt sind. 

Herr Präsident, so reizvoll und sicherlich auch 
verdienstvoll es wäre, den ganzen Fragenkomplex 
auszuleuchten, der die Konferenz in Chile zur Zeit 
beschäftigt, wie das soeben mein verehrter Herr 
Kollege angedeutet hat, so unmöglich ist es doch, 
alle Aspekte der Probleme der Entwicklungshilfe 
aus der Sicht der reichen Länder und aus der Sicht 
der armen Länder zu behandeln. Dieser Bericht 
muß deswegen bewußt auf die Bearbeitung großer 
Gebiete dieses Feldes verzichten und beschränkt 
sich im wesentlichen darauf, die staatliche Entwick- 
lungshilfe und die Privatinvestitionen in ihren Be- 
ziehungen zueinander zu untersuchen. 

Der jahrelange Streit darüber, ob private Hilfe 
überhaupt zur Entwicklungshilfe zu rechnen ist oder 
ob sie eine Form der kapitalistischen Ausbeutung 
dar stellt, wurde von den Teilnehmern der Konfe- 
renz einhellig dahin entschieden, daß private In- 
vestitionen und staatliche Entwicklungshilfe ein- 
ander ergänzen. Es bestehen im wesentlichen — im 
wesentlichen! — weder Überschneidungen noch Un- 
vereinbarkeiten. Die eine ohne die andere ist un- 
vollständig. Ihr Verhältnis zueinander optimal zu 
bestimmen und zu regulieren, ist allerdings ein un- 
mögliches Unterfangen, hängen sie doch beide von 
Land zu Land und von Fall zu Fall von allzu unter- 
schiedlichen Faktoren ab! 

Wir alle wissen, daß die UNO den Richtsatz für 
die staatliche Entwicklungshilfe mit 0,7 ^/o des 
Bruttosozialprodukts veranschlagt hat. Die tatsäch- 


liche Hilfe beträgt aber im Schnitt etwa die Hälfte, 
und hat fallende Tendenz, wobei hier der Streit um 
die Methode der Berechnung dieses Satzes un- 
berücksichtigt bleiben muß. Sicher ist nur, daß diese 
fallende Tendenz schwerwiegende politische, wirt- 
schaftliche und soziale Folgen für die armen Länder 
und für die übrige Welt hat. Deshalb muß diese 
Tendenz umgekehrt werden. Dazu schlugen die 
Experten der Konferenz im wesentlichen zwei 
Methoden vor, die zur Erhöhung der staatlichen 
Hilfe dienen können: 

Erstens: Die Industriestaaten mögen einen Teil 
der ihnen jährlich zugestandenen Sonderziehungs- 
rechte der Weltbank und den regionalen Entwick- 
lungsbanken in Lateinamerika, Asien und Afrika 
übertragen. Die Industriestaaten würden diese 
Rechte zurückkaufen, indem sie Güter in die Ent- 
wicklungsländer liefern, die mit Darlehen dieser 
internationalen Banken finanziert würden. 

Ich darf hier einfügen, Herr Präsident, daß dieser 
Vorschlag in Santiago bereits diskutiert wurde, 
wobei der deutsche Bundesfinanzminister Schiller 
dieser Finanzierungsmethode widersprach, während 
der französische Finanzminister Giscard d'Estaing 
für solche Abkommen plädierte. 

Der zweite Vorschlag lief auf die Schaffung eines 
Zinsausgleichsfonds hinaus. Die Mitgliedstaaten 
könnten auf diese Weise den Entwicklungsländern 
zusätzlich eine Milliarde Dollar zur Verfügung stel- 
len, die zu 9 Vo auf genommen und zu 3®/o weiter- 
verliehen würden. Pro Jahr entstünden dadurch 
60 Milliarden Dollar an Kosten für die Geberländer. 

Die bedrückende Frage der ständig wachsenden 
Verschuldung der Entwicklungsländer und die nega- 
tiven Auswirkungen der gebundenen Hilfe wurden 
von der Konferenz zwar ausführlich erörtert, aber 
da sie in den beiden letzten Jahren Gegenstand von 
Berichten anderer Ausschüsse in diesem Hause 
waren, kann hier auf die Behandlung verzichtet 
werden. 

Der Bericht geht des weiteren auf die Möglichkeit 
der Ausbeutung der Länder durch Privatinvestitio- 
nen ein, reduziert aber das Problem auf seine Rela- 
tivität, ebenso das meistens übertrieben dargestellte 
Problem der Enteignungen und Verstaatlichungen 
ohne Entschädigung, der fehlenden Konvertierbar- 
keit des Gewinns, der Gefahr von Revolutionen 
usw. 

Der Vorschlag des Vorsitzenden des Ausschusses, 
Herrn Vedovato, einen europäischen Garantiefonds 
für Privatinvestitionen zu schaffen, fand die un- 
eingeschränkte Zustimmung der Konferenzteilneh- 
mer. Dies wäre eine Ergänzung der von der Welt- 
bank befürworteten Konvention über die Bei- 
legung von entsprechenden Streitigkeiten zwischen 
Staaten und den Staatsbürgern anderer Staaten. 
Der Ausschuß empfiehlt allen Mitgliedstaaten die 
Unterzeichnung und Ratifikation dieser Konvention. 

Die Konferenz befaßte sich dann ausführlich mit 
dem Problem bilateraler oder multilateraler Hilfe. 
Sie machte die Vorteile der multilateralen Institu- 
tionen deutlich, ohne die Besonderheiten und Vor- 
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Züge bilateraler Hilfe zu verkennen. Der Pearson- 
Bericht hat dazu, wie Sie alle wissen, entscheidende 
Aussagen gemacht. Auf ihn sei an dieser Stelle 
ausdrücklich verwiesen. Die Nachteile der multi- 
lateralen Organisationen und ihr unterschiedliches 
Ansehen in der Öffentlichkeit seien nicht ver- 
schwiegen. Sie sind in Ziffer 32 des Berichts be- 
handelt, Ein in Arbeit befindliches Projekt über die 
Koordinierung der multilateralen und bilateralen 
Hilfsprogramme in einer Koordinierungsgruppe für 
jedes Entwicklungsland scheint mir interessant und 
unterstützungswürdig zu sein. 

Die Sdilußfolgerungen aus dem Gesagten möchte 
ich in fünf Punkten zusammenfassen: 

1. Entwicklungshilfe ist nicht nur Mildtätigkeit 
an sich. Sie erfolgt oder soll erfolgen zum gegen- 
seitigen Nutzen in Form von partnerschaftlicher 
Zusammenarbeit. 

2. Entwicklungshilfe im engeren Sinne, d. h. ver- 
lorene Zuwendungen und zinsgünstige Darlehen, 
werden wirksam durch Privatinvestitionen ergänzt. 
Eine Erhöhung der echten Hilfe bis auf die an- 
gestrebten 0,7 ®/o des Bruttosozialprodukts und die 
Schaffung eines internationalen Zinsausgleichsfonds 
sowie die eventuelle Bereitstellung eines Teils der 
Sonderziehungsrechte erscheint im Interesse der 
Entwicklung der Dritten Welt und ihrer Befriedung 
dringend erforderlich. 

3. Bilaterale und multilaterale Hilfe ergänzen 
einander, wobei die größeren Möglichkeiten der 
multilateralen Organisationen anerkannt werden. 

4. Privatinvestitionen werden eine wachsende 
Bedeutung erhalten. Sie sollten nur in Absprache 
mit den zuständigen Stellen des betreffenden Lan- 
des und unter Berücksichtigung seiner Entwicklungs- 
pläne getätigt werden. Ein europäischer Garantie- 
fonds würde sicherlich stark stimulierend wirken. 

5. Die gegenwärtig resignierende Haltung der 
Öffentlichkeit in den Industrienationen gegenüber 
der Entwicklungshilfe, mag sie bedingt sein durch 
Abstumpfung gegenüber der allüberall auftreten- 
den Not oder durch die Schuld der Entwicklungs- 
länder selbst, sei es durch Skandalberichte, durch 
offensichtliche Fehlinvestitionen in Prestigeprojekte 
oder gar Milliardenaufwendungen für militärische 
Eitelkeiten, die von den Handelshyänen der In- 
dustrienationen eifrig gefördert werden, sei es auch 
durch Kriege in Entwicklungsländern, für die in den 
Geberländern das Verständnis fehlt, oder durch 
die Schwierigkeiten in den eigenen Ländern, — 
diese abnehmende Bereitschaft zur Hilfe darf nicht 
in satte Bequemlichkeit ausarten gegenüber der un- 
geheuren Not in einer Welt, in der Tod und Krank- 
heit grassieren, Bildung und Arbeit knapp, Schmutz 
und Rückständigkeit weit verbreitet und die Mög- 
lichkeit zur Selbstentwicklung drastisch beschnitten 
sind, wie McNamara die Welt für 2 Milliarden 
Menschen in 95 Entwicklungsländern beschreibt. 
Größere Anstrengungen sind vonnöten, um die 
aktive Unterstützung der Öffentlichkeit und der 
Parlamente für eine großzügigere Beteiligung der 
Industrienationen an der Entwicklungshilfe zu er- 
langen. 


Soweit, Herr Präsident, mein Bericht über das 
Wesentliche, was die Konferenz erörtert hat. Ich 
behalte mir vor, in der späteren Schlußbemerkung 
noch eine persönliche Stellung zu beziehen. — 
Vielen Dank, Herr Präsident! 

Roser (CDU/CSU); Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich war sehr 
erstaunt darüber, daß in dem Bericht über das 
Kolloquium, das im vergangenen Jahr stattgefunden 
hat, keine Bemerkungen darüber enthalten waren, 
in welcher Weise sich die Europäische Wirtschafts- 
gemeinschaft an den Beratungen beteiligt hat. Ich 
vermute — dies entnehme ich dem Anhang — , daß 
die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft dort nicht 
vertreten war. 

Ich meine, daß es notwendig ist, gerade in diesem 
Kreis, der sich für das Geschehen in den Europä- 
ischen Gemeinschaften stets sehr verantwortlich 
wußte, die Frage zu stellen, wie im Bereich der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft die Entwick- 
lungspolitik gehandhabt wird. Ich habe gelegentlich 
einer gemeinsamen Sitzung der Beratenden Ver- 
sammlung des Europarates und des Europäischen 
Parlamentes vor etwa zwei Jahren darauf hin- 
gewiesen, daß wir Zug um Zug eine gemeinsam 
konzipierte, gemeinsam durchgeführte und damit 
auch gemeinsam verantwortete Entwicklungspolitik 
brauchen. 

Was ist eigentlich seitdem geschehen? Es ist keine 
Frage, die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat 
sich bereits vor Jahren ein eigenes Instrument für 
Teile der Entwicklungspolitik in Gestalt des Euro- 
päischen Entwicklungsfonds geschaffen. In der Mitte 
des vergangenen Jahres hat die Europäische Ge- 
meinschaft ihr Zollpräferenzabkommen mit einer 
großen Zahl von Entwicklungsländern abgeschlos- 
sen. Ich möchte dies als einen ersten Schritt zu 
einer weltweiten Entwicklungspolitik der Europä- 
ischen Gemeinschaften bezeichnen. 

Im Juli vergangenen Jahres hat die Brüsseler 
Kommission ihr „Memorandum über eine gemein- 
schaftliche Politik der Zusammenarbeit auf dem 
Gebiet der Entwicklungshilfe“ vor gelegt. Gegenwär- 
tig beraten die nationalen Parlamente und die Re- 
gierungen der Mitgliedsländer ihre Stellungnahme 
zu diesem Memorandum der Kommission. 

All dies sind Zeichen dafür, daß wir in einer sehr 
drängenden Situation sind, die uns verpflichtet, 
nichts unversucht zu lassen, eine stärkere, welt- 
weite entwicklungspolitische Aktivität der Euro- 
päischen Gemeinschaften anzustreben. Wenn der 
Grundsatz gilt: Aid by trade, dann, meine ich, ist 
in jedem Fall die Europäische Wirtschaftsgemein- 
schaft gefordert, hier tatsächlich aktiver als bisher 
zu werden. 

Der derzeitige Zustand ist nach meinem Urteil 
unbefriedigend. Es klappt noch nicht einmal die 
Information innerhalb der Europäischen Gemein- 
schaften. Wir sind alle der Auffassung, daß wir nicht 
nur eine synchronisierte Information, sondern zu- 
gleich eine Koordination brauchen. Aber das genügt 
heute nicht mehr. Wir müssen so schnell wie mög- 
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lieh zu einer echten Kooperation im Bereich der 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit mit den Ländern 
der Dritten Welt auch von der Europäischen Ge- 
meinschaft her kommen. 

Leider sehen die Römischen Verträge die Ent- 
wicklungspolitik nicht als eine zu vergemeinschaf- 
tende Aufgabe vor. Ob das damals bewußt außer 
acht gelassen, ob es übersehen w^urde, das alles 
lasse ich dahingestellt. Aber gerade angesichts die- 
ses nicht sehr erfreulichen Sachverhalts halte ich es 
für hochbedeutsam, daß sich die Gipfelkonferenz, 
die im kommenden Herbst stattfinden soll, das 
Thema der Europäisierung der Entwicklungspolitik 
der Mitgliedstaaten aufs Programm geschrieben hat. 
Wir können nur hoffen, daß man dort zu guten, 
positiven Ergebnissen findet. 

Die Opposition im Deutschen Bundestag hat be- 
reits im August des vergangenen Jahres einen 
Stufenplan zur Europäisierung der Entwicklungs- 
hilfe vorgelegt. Wir hoffen, daß das Memorandum 
der Brüsseler Kommission Anlaß genug sein wird, 
zu präzisen Aussagen auch in meinem Heimatland 
zu kommen. 

Hier ist sicher nicht die Zeit und auch nicht der 
Rahmen dazu, sehr konkrete Vorstellungen über 
eine Europäisierung der Entwicklungshilfe zu ent- 
wickeln. Aber ein paar Grundsätze möchte ich we- 
nigstens angesprochen haben. 

Erstens meine ich, wir brauchen mehr als Infor- 
mation, mehr als Koordination, wir brauchen jetzt 
als Zielvorstellung, alsbald aber als Realität die 
echte Kooperation aller Mitgliedstaaten. 

Wir brauchen zweitens eine weltweit orientierte 
Entwicklungspolitik der Europäischen Gemein- 
schaften. Die Entwicklung der EWG selbst, ihr Ge- 
wicht in der Welt hat dazu beigetragen, daß wir die 
einseitige sektorale Orientierung an den assoziier- 
ten Staaten — die Verpflichtung für sie möchte ich 
in keiner Weise leugnen — aufgeben müssen mit 
dem Ziel, zu einer wirklich weltweiten Entwick- 
lungspolitik zu kommen. Unsere Verantwortung für 
die schwarzafrikanischen Staaten südlich der Sahara 
steht außer Zweifel. Es ist eine besondere Verant- 
wortung. Aber es darf keine exklusive Verantwor- 
tung sein. Welcher Instrumentarien sich die Euro- 
päische Gemeinschaft dabei bedienen kann, ist eine 
zweite Frage. Ich für meine Person hielte es für 
richtig und angemessen, wenn man dem afrikanisch 
orientierten Europäischen Entwicklungsfonds wei- 
tere Fonds zur Seite stellte, einen für Lateinamerika, 
einen für den asiatischen Raum, einen für den 
Mittelmeerraum. Dabei wäre der Grundsatz, den 
ich vertreten wissen möchte, der, daß bei Rücknahme 
der bilateralen Entwicklungshilfeleistungen die 
europäische Entwicklungshilfe progressiv gesteigert 
wird, um endlich von der nationalen Konkurrenz 
auf dem Felde der Entwicklungspolitik wegzukom- 
men, die uns allen sicher bekannt ist. Sie ist ja 
wieder sehr deutlich geworden bei der Vorberei- 
tung der UNCTAD-Konferenz. Es war wenig ge- 
meinsame Vorbereitung in Brüssel zu finden. Erfolg- 
reich war sie ohnehin nicht. Was es gegeben hat, 
war ein gegenseitiges Verbergen der jeweiligen 
Absichten, was ja dann auch in Santiago de Chile 


sehr deutlich hervorgetreten ist. Im übrigen möchte 
ich sehr nachdrücklich den Gedanken der Schaffung 
eines Europäischen Garantiefonds unterstützen, der 
auch hier im Bericht erwähnt wird. 

Lassen Sie mich zum Schluß kommen. Ich halte 
es für bedauerlich, daß bislang die Brüsseler Kom- 
mission ihre Informationen in Sachen Entwicklungs- 
politik sozusagen in bilateralen Gesprächen sam- 
meln muß, daß es bis heute noch keine gemeinsamen 
Konferenzen gibt, daß es bis heute noch keinen 
Zusammentritt der für die Entwicklungshilfe zu- 
ständigen nationalen Minister gegeben hat, mit an- 
deren Worten, keine Ministerratssitzung der Ent- 
wicklungshilfeminister oder der für die Entwick- 
lungshilfe Zuständigen. 

Was wir im übrigen auf der Ebene des Minister- 
rats brauchen, ist eine Ständige Arbeitsgruppe, die 
die Fragen der Entwicklungspolitik, die primär euro- 
päische Fragen sind — denn es sind wirtschafts- 
und handelspolitische Fragen — , ständig überprüft, 
zur Diskussion stellt und so auch der Kommission 
gegenüber im partnerschaftlichen Umgang zu einem 
echten stimulierenden Faktor wird. Im übrigen sehe 
ich gerade in einer europäisierten Entwicklungs- 
politik ein starkes, integrierendes Element. 

Dr« Rinderspacher (SPD), Berichterstatter: Herr 
Präsident! Da mein Kollege bereits ausführlich auf 
die einzelnen Diskussionsbeiträge geantwortet hat, 
darf ich darauf verzichten, die kontroversen Stel- 
lungnahmen aus meiner Sicht zu beleuchten, so reiz- 
voll es ohne Zweifel wäre, den großen Bogen nach- 
zuvollziehen, der vom Kollegen Lord Walston bis 
zum Kollegen Lloyd zu spannen ist. 

Ich möchte meine eigenen kritischen Bemerkun- 
gen, die ich mir aufgeschrieben habe, nur kurz vor- 
tragen. Es ist kein Zweifel, daß die staatliche Ent- 
wicklungshilfe am Rand einer Krise steht. Nach 
20 Jahren Hilfe, in denen Milliarden und Milliarden 
jährlich in die armen Länder geflossen sind, sind so- 
wohl diese armen Länder als auch die Geberländer 
unzufrieden. Das muß uns erschrecken. Tatsadie aber 
ist, daß in dieser Zeit die reichen Länder immer 
reicher, die armen immer ärmer geworden sind. Die 
Beiträge sinken. Das können auch noch so imponie- 
rende Zahlen der vielseitigen Hilfe nicht widerlegen. 
1960 betrug der Beitrag der DAC-Länder im Schnitt 
0,52 Vo des Bruttosozialprodukts. 1967 sank er auf 
0,42 Vo ab. 1970 hatte er 0,36 Vo erreicht. Wenn die 
Kürzungen der USA und anderer Länder, die ihre 
Steigerungen nur in sehr geringem Maße fortsetzen 
wollen, zum Tragen kommen, wird diese Tendenz 
noch beschleunigt. 

Der Rückgang bedroht nicht nur den Erfolg des 
zweiten Entwicklungsjahrzehnts, sondern überhaupt 
die Zusammenarbeit der Dritten Welt mit den In- 
dustrienationen. Ein Fehlschlag dieser Zusammen- 
arbeit ist bedrohlicher für die Welt als die Atom- 
bombe, sagte U Thant. Die Öffentlichkeit erhält ein 
völlig falsches Bild von der Größe unserer Anstren- 
gungen, wenn in aller Breite berichtet wird, daß die 
Industrienationen 1970 etwa 15,5 Milliarden Dollar 
das sind etwa 0,80 'Vo ihres Bruttosozialprodukts 
— als Hilfe an die Entwicklungsländer geleistet 
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haben. Was steckt denn hinter diesen Zahlen? Darin 
sind allein 6,7 Milliarden Dollar an Privatkapital 
enthalten, die privatwirtsdiaftliche Transaktionen 
darstellen und meist nur einen sehr geringen Hilfe- 
effekt bringen. Selbst bei 8 Milliarden Dollar staat- 
licher Entwicklungshilfe müssen wir ehrlicherweise 
sagen, daß etwa ein Fünftel davon Nahrungshilfe 
darstellt, womit die Industrienationen oft nur ihre 
Agrarüberschüsse losschlagen. 

Weiterhin ist festzustellen: die gebundene Hilfe 
— und die meisten bilateralen Darlehen sind ge- 
bundene Mittel — ist oft nur 90 Vo oder 80 ’“/o ihres 
Nominalwertes wirklich wert. Fördert nicht unsere 
Hilfe häufig dort ein Wachstum, wo Ballungszentren 
schon an sich kritische Gebiete sind, anstatt den 
Fortschritt dort zu fördern, wo es am nötigsten ist, 
und Arbeitsplätze und Produktionssteigerungen dort 
zu schaffen, statt Rationalisierungseffekte zu finan- 
zieren, wo eigentlich Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den sollten? 

Natürlich liegt die Schuld solcher mangelhaften 
Effizienz nicht nur bei den Industrieländern. Die Ent- 
wicklungsländer nutzen nicht nur ihre eigenen Hilfs- 
quellen oft nicht aus, sondern stecken die Hilfe- 
leistungen in wirtschaftlidi sinnlose und kostspielige 
Prestigeobjekte. Ist man in den Entwicklungsländern 
bemüht, die Hilfen zur Beseitigung der wirtschaft- 
lichen und sozialen Ungleichheiten ihrer eigenen 
Gesellschaften zu verwenden? Wird nicht häufig die 
koloniale Ausbeutung, die man ehedem so laut be- 
klagt hat, von der eigenen Gesellschaft praktiziert? 
Diese beklagenswerten Tatsachen lassen mich fra- 
gen: Ist denn unsere Entwidclungshilfestrategie rich- 
tig? Auch die Konferenzteilnehmer in Paris stellten 
diese Frage. Die Vielzahl der Lösungsvorschläge 
brachte keine einheitliche Stellungnahme. 

Mir scheint, Herr Präsident Nyerere von Tansania 
hat das Problem am deutlichsten beschrieben, als 
er sagte: „Die Entwicklung eines Landes wird durch 
das Volk und nicht durch das Geld erreicht. Geld 
und der damit verbundene Wohlstand sind das 
Ergebnis, nicht die Grundlage der Entwicklung, Es 
gibt verschiedene Grundvoraussetzungen für die 
Entwicklung, erstens das Land, zweitens das Volk, 
drittens eine gute Politik und viertens gute Staats- 
männer." 

Erwähnt sei an dieser Stelle nur das Rätsel China, 
auf das Lord Gladwyn ausführlich eingegangen ist, 
das eine beachtliche Wachstumsrate ohne fremde 
Hilfe erreicht hat.' 

Noch ein Wort der Kritik an der allgemeinen 
Statistik. Die Steigerung des Bruttosozialprodukts ist 
meines Erachtens kein aussagekräftiger Maßstab für 
eine gute Entwicklung, ja, er ist oft sinnlos, denn 
Beschäftigungsstand, Gesundheitssystem, Woh- 
nungsbauprogramm, Pläne zur Agrarentwicklung 
und Entwicklung des Erziehungswesens sagen viel 
mehr aus als eine statistische Größe, die das Ein- 
kommen der Multimillionäre mit den Einkommen 
der hungernden Slumbewohner zusammenzählt. 

Und noch eins: die Rolle des Handels in Form 
der wirklichen Zusammenarbeit zwischen Industrie- 
nationen und Entwicklungsländern muß eingehender 


überprüft werden. In Santiago ringt man in diesen 
Tagen um dieses Problem und wird hoffentlich in 
der Organisation der Weltmärkte für Rohstoffe und 
beim Abbau der Hemmungen für den Export von 
Agrar- und Industrieprodukten aus den Entwick- 
lungsländern einen Schritt weiterkommen. Der Aus- 
schuß, Herr Präsident, hat die Absicht bekundet, 
sich im November dieses Jahres bei seiner nächsten 
Round-table-Konferenz speziell mit diesem Thema zu 
beschäftigen. 

Ich darf mit einem Zitat aus der Eröffnungsrede 
des chilenischen Präsidenten Allende bei der Kon- 
ferenz in Santiago schließen. Er sagte unter ande- 
rem: „Die Welt, wie sie ist, mit all ihren Unge- 
rechtigkeiten gegenüber den Entwicklungsländern, 
kann nicht über Nacht verändert werden. Wir kön- 
nen nur fortfahren in unseren Bemühungen, die 
negativen Wirkungen abzuschwächen und die 
Grundlagen für ein System zu schaffen, das ich die 
solidarische Weltwirtschaft nennen möchte." 

In diesem Geiste, Herr Präsident, wurde der 
Bericht und der Entschließungsentwurf verfaßt. Ich 
bitte die Versammlung um Annahme. 


Tagesordnungspunkt: 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksachen 3117, 3119) 

Alber(CDU/CSU) ^); Herr Minister, hinsichtlich 
von Punkt 2211/2 des zwischenstaatlichen Arbeits- 
programmes zur Vorbereitung eines Protokollent- 
wurfs für die Europäische Menschenrechtskonven- 
tion, der sich mit der Reduzierung von Fällen fal- 
scher Aussagen oder des Nichterscheinens von Zeu- 
gen und Sachverständigen befaßt, habe ich zwei 
Fragen an Sie: 

1. Sind Sie in der Lage, einige Auskünfte über die 
Fortschritte auf diesem Gebiet und seine voraus- 
sichtlichen Ergebnisse zu geben? 

2. Ist es möglich, diese Untersuchung auf falsche 
Zeugenaussagen und das Nichterscheinen von Zeu- 
gen vor anderen internationalen Instanzen als die 
Europäische Menschenrechtskommission und den 
Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte auszu- 
dehnen, wie z. B. den Gerichtshof der Europäischen 
Gemeinschaften in Luxemburg und den Internationa- 
len Gerichtshof in Den Haag? 

Außenminister Haluk BayUlken erinnert dar- 
an, daß die Europäische Menschenrechtskommission 
im Jahre 1960 das Ministerkomitee gebeten habe, die 
Sachverständigenkommission für Menschenrechte za 
beauftragen, diese Frage zu untersuchen. Im Jahre 
1963 habe die Versammlung die Empfehlung 350 
angenommen, die die Einführung gleichlautender 
Straf Vorschriften über falsche Zeugenaussagen so- 
wie über das Nichterscheinen von Zeugen und Sach- 

*) Original französisch 
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verständigen vor einem internationalen Gericht in 
die nationalen Gesetze erstrebe. 

Im Dezember 1963 habe das Ministerkomitee seinen 
Sachverständigenausschuß für Menschenrechte be- 
auftragt, diese Frage im Hinblick auf die Europä- 
ische Menschenrechtskommission und auf den Euro- 
päischen Gerichtshof für Menschenrechte zu unter- 
suchen. Nach Meinung dieses Sachverständigenaus- 
schusses sollte die Falschaussage und das Nichter- 
scheinen vor diesen Institutionen des Europarates 
durch die nationalen Gesetze unter Strafe gestellt 
werden. Da der Unrechtsgehalt bei der Falschaus- 
sage und beim Nichterscheinen nicht gleich sei, sei 
für jeden Tatbestand eine gesonderte Regelung er- 
forderlich. Der Sachverständigenausschuß habe seine 
Prüfung bereits abgeschlossen und den europäischen 
Ausschuß für Strafrechtsprobleme um eine Stellung- 
nahme gebeten, an deren Fertigstellung zur Zeit 
noch gearbeitet werde. 


Mittwoch, 17. Mai 1972 

Tagesordnungspunkt : 

19. gemeinsame Sitzung der Mitglieder der 
Beratenden Versammlung und der Mitglieder 
des Europäischen Parlaments 

(Drucksachen 3115 und 3111) 

Berichterstatter der Beratenden Versammlung: 
Abgeordneter Reverdin 

Berichterstatter des Europäischen Parlaments: 
Abgeordneter Radoux 


Donnerstag, 18. Mai 1972 

Tagesordnungspunkt: 

Europäische Wirtschafts- und Währungsunion 

(Drucksache 3124) 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Sir Brandon Rhys Williams 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des luxemburgisdien 
Ministerpräsidenten Pierre Werner 

Roser (CDU/CSU): Herr Ministerpräsident Wer- 
ner, Sie haben Ihren sehr interessanten Vortrag mit 
der Bemerkung geschlossen, es sei Sache Europas, 
die Rolle zu spielen, die ihm zukomme. Sie selbst 
haben in dem Werner-Bericht, der soeben von mei- 
nem Kollegen Mart zitiert wurde, auch eine euro- 
päische Entwicklungshilfepolitik als eine bedeu- 
tende Aufgabe der Europäischen Gemeinschaften 


für die Zukunft bezeichnet. In den Vereinbarungen 
zur Schaffung der Europäischen Wirtschafts- und 
Währungsunion werden wiederholt ausdrücklich die 
Beziehungen zu Drittländern erwähnt. Ich habe nun 
vier Fragen an Sie, Herr Präsident: 

Erstens: Welche Konsequenzen ergeben sich aus 
der Tatsache der starken Weltwirtschaftskraft der 
Europäischen Gemeinschaft für die Frage einer eu- 
ropäischen Entwicklungshilfepolitik? 

Zweitens: Die Brüsseler Kommission hat im Juli 
vergangenen Jahres ein Memorandum zu diesen 
Fragen vorgelegt. Mich würde interessieren — und 
dies ist meine Frage — , welche konkreten Schritte 
in näherer Zukunft zu erwarten sind. Die Frage ist 
um so aktueller, als die Gipfelkonferenz die Fragen 
der europäischen Entwicklungspolitik auf ihre Ta- 
gesordnung gesetzt hat. 

Die dritte Frage: Was ist seitens des Ministerrats 
der Europäischen Gemeinschaften unternommen 
worden, um in den Bereichen, in denen die Europä- 
ischen Gemeinschaften eine besondere Zuständig- 
keit haben — ich denke an die Handelspolitik — , 
zu einer gemeinsamen Haltung auf der 3, Welthan- 
delskonferenz zu kommen? Wie beurteilen Sie die 
Ergebnisse dieser Bemühungen und unter diesem 
Gesichtspunkt die Situation in Santiago de Chile? 

Die vierte Frage, Herr Präsident. Wir haben für 
viele Bereiche den Ministerrat der Europäischen 
Gemeinschaft in der Besetzung der für diese be- 
stimmten Fragen zuständigen nationalen Ressort- 
chefs. Ich denke z. B. an den Ministerrat in der Be- 
setzung der Landwirtschaftsminister. Wie beurtei- 
len Sie die Anregungen, den Ministerrat der Euro- 
päischen Gemeinschaft in der Besetzung der für die 
Entwicklungspolitik zuständigen Minister einzube- 
rufen und weiter eine Ständige Arbeitsgruppe für 
entwicklungspolitische Fragen beim Ministerrat zu 
schaffen? 

Ministerpräsident Werner erklärt, daß die er- 
weiterte Gemeinschaft es Europa ermöglichen 
werde, eine größere Rolle in der Entwicklungshilfe- 
politik zu spielen, und daß hierfür eine spezifische 
Politik erforderlich sei. Die bevorstehende Wäh- 
rungsunion und der dadurch bedingte große Kapital- 
markt seien geeignet, die von der Gemeinschaft für 
die Entwicklungshilfe aufzubringenden Mittel zu 
verstärken. Europa habe gleichsam eine Pflicht, auf 
dieses Ziel hinzuarbeiten. Die Berichte aus Santiago 
de Chile seien enttäuschend. Europa habe nicht mit 
einer Stimme gesprochen und die dort vertretenen 
europäischen Staaten hätten voneinander ab- 
weichende Standpunkte eingenommen. Es sei mög- 
lich, daß sich die Dinge besserten. Bei der bevor- 
stehenden Gipfelkonferenz sei es erforderlich, daß 
man sich der Bedeutung der Probleme der Entwick- 
lungshilfe und der Notwendigkeit einer gemein- 
samen Entwicklungspolitik stärker bewußt sei. 

Der Anregung, die für die Entwicklungspolitik zu- 
ständigen Minister der Mitgliedsländer sollten sich 
zusammensetzen und beim Ministerrat solle eine 
Ständige Arbeitsgruppe für entwicklungspolitische 
Fragen geschaffen werden, stimme er zu. 
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Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des dänischen Wirtschafts- und 
Finanzministers Per Haekkerup 

Lemmrich (CDU/CSU): Sehr verehrter Herr 
Minister! Sie sind der Minister für die Wirtschaft 
und das Budget Ihres Landes. Ihr Land liegt an 
einer strategisch außergewöhnlich exponierten 
Stelle Europas. Nun sind ja Wirtschaftskraft und 
Verteidigungsfähigkeit Komplexe, die einander zu- 
geordnet sind. Die freie Welt sieht sich — das 
möchte ich meiner Frage vorausschicken, die ich in 
diesem Zusammenhang an Sie stellen möchte — 
außergewöhnlich starken Rüstungsanstrengungen 
der Sowjetunion gegenüber. Sie haben mit Recht und 
mit Stolz gesagt, daß Dänemark eines der reichsten 
Länder der Welt ist. Ich darf mir gestatten, die 
Frage an Sie zu richten: Welches sind die Gründe 
dafür, daß Dänemark zu den Ländern der NATO 
gehört, deren Verteidigungsanstrengungen mit die 
, geringsten in der NATO sind? 

Haekkerup (dänischer Wirtschafts- und Finanz- 
minister): Wir sprechen in diesem Augenblick ja 
über die wirtschaftliche Zukunft von Europa. Ich 
gebe ohne weiteres zu, daß Dänemark einen sehr 
großen Beitrag zu leisten hat. Ich finde, daß die 
Frage ein bißchen neben der Sache liegt, antworte 
aber gern. Wir sind der Auffassung, daß es bedeut- 
sam ist, einen effektiven Verteidigungsapparat zu 
haben. Dänemark hat ihn heute nicht. Wir können 
entweder den Verteidigungsapparat kleiner, aber 
effektiv machen, oder wir können einen größeren 
Verteidigungsapparat aufrechterhalten, der jedoch 
nicht effektiv ist. Wir befinden uns in der Dis- 
kussion darüber, wie wir das machen können. 
Das ist nicht nur eine technische, das ist auch 
eine politische Frage. Als Budgetminister muß 
ich Ihnen leider sagen, daß ich nicht die Möglich- 
keit habe, an den Verteidigungskosten Dänemarks 
etwas einzusparen, wenn ich selber es schon wollte. 

Tagesordnungspunkt: 

Beziehungen zwischen Westeuropa und den 
Vereinigten Staaten 

(Drucksache 3127) 

Berichterstatter: Abgeordneter Sir John Rodgers 

Kahn-Ackermann (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Auch ich möchte dem Bericht- 
erstatter ausdrücklich meinen Dank für seinen wohl- 
abgewogenen Bericht über das Verhältnis West- 
europas zu den Vereinigten Staaten von Amerika 
sagen, in dem er in einer sehr überlegten Weise 
alle wirklich wichtigen Probleme unseres Verhält- 
nisses angesprochen hat. 

Was mich überrascht hat, ist, daß Sir John 
Rodgers in seinem Bericht, wenn man all seine Ar- 
gumente zusammennimmt, doch eine leicht pessi- 
mistische Grundhaltung hinsichtlich der Zukunft 
ausdrückt. Ich habe in Ziffer 22 folgende Bemerkung 
gefunden, die ich zitieren möchte: 


In seinen Beziehungen zu den Vereinigten Staaten 
bleibt Westeuropa gefangen zwischen der Angst 
vor einem amerikanischen Rückzug aus Europa 
und der Verfechtung seiner eigenen Interessen, 
zwischen der Abneigung gegen die amerikanische 
Herausforderung und der mangelnden Einsicht, 
sich dieser Herausforderung zu stellen. 

Daran ist sicher viel richtig. Aber ich glaube, wir 
sollten uns doch im einzelnen ein wenig über das 
Problem der mangelnden Einheit unterhalten. 

In der Tat ist es wahr, daß kaum einer der west- 
europäischen Regierungschefs für ganz Europa spre- 
chen kann. Nicht umsonst hat sich die amerikanische 
Außenpolitik Ende der fünfziger Jahre mühevoll 
darauf eingerichtet, Beziehungen von eigenem Ge- 
wicht zu jedem einzelnen der westeuropäischen 
Staaten — ganz gleich, ob groß oder klein — erneut 
aufzubauen. Auf der anderen Seite kann kein west- 
europäischer Regierungschef heute allein gegenüber 
den USA nationale Interessen vertreten, ohne zu- 
gleich auch für europäische Interessen zu sprechen, 
weil dies angesichts der engen Verflechtung und der 
weitreichenden und zahlreichen gemeinsamen Inter- 
essen gar nicht anders möglich ist. 

In dem Bericht wird sehr sorgfältig auf die be- 
sondere Rolle eingegangen, welche die Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft in den Beziehungen zwi- 
schen ganz Westeuropa und den USA spielt. Die 
Schwierigkeiten in den Beziehungen zwischen den 
USA und der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
— das muß man feststellen — liegen in sehr ver- 
schiedenen Ebenen, wobei manche Interessen schwer 
auf einen Nenner zu bringen sind, obwohl diese 
Ebenen untrennbar miteinander verbunden sind. 

Die größte gemeinsame Klammer ist das NATO- 
Bündnis, und in dieser Hinsicht sind alle wirtschaft- 
lichen Vorgänge, alle Handelsbilanzen, alle Kapital- 
ströme im bürden sharing der Atlantischen Gemein- 
schaft miteinander verknüpft. Aber es ist richtig, 
daß Westeuropa in der Vergangenheit nicht immer 
in der Lage gewesen ist, einen umfassenden Ge- 
dankenaustausch mit den Vereinigten Staaten über 
alle gemeinsamen Probleme zeitgerecht und im Kon- 
text der notwendigen Prioritäten zu führen. Es zeigt 
sich überdies, daß nicht schnell genug Übereinstim- 
mung und Kompromisse innerhalb Westeuropas ge- 
rade in der Frage des gemeinschaftlichen Verhaltens 
gegenüber den Vereinigten Staaten gefunden wer- 
den. 

Dazu tritt die Schwierigkeit, daß beispielsweise 
auch in der erweiterten EWG die Probleme der 
politischen Beziehungen zwischen den Ländern der 
Gemeinschaft und den Vereinigten Staaten und 
NATO-Probleme noch nicht behandelt werden kön- 
nen, und es wird wohl auch noch einige Zeit dauern, 
bis die erweiterte Gemeinschaft in ihren Außen- 
beziehungen handlungsfähig wird. Es mag sein, daß 
gerade diese Erkenntnis einer der Gründe für die 
pessimistische Note des Berichtes ist. Aber auch 
in handeis- und währungspolitischen Fragen — 
und das ist ein Punkt, der in der Tat beunruhigend 
ist — wird häufig übersehen, daß nur wachsende 
Übereinstimmung auch in den außenpolitischen 
Fragen zu raschen Entscheidungen befähigt. 
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Zu der Schwierigkeit, daß wir in Westeuropa 
noch weit entfernt von einer politischen Union oder 
einem Staatenbund sind, kommt auf europäischer 
Seite häufig genug die Unterschätzung der Schwie- 
rigkeiten, denen die Vereinigten Staaten als Bun- 
desstaat mit sehr ausgeprägten Regionalinteressen 
unterliegen, Regionalinteressen, die sich nicht weni- 
ger vehement in der amerikanischen Außenhandels- 
politik und Außenwirtschaftspolitik niederschlagen 
als nationale Interessen in Europa. 

In dem Verhältnis zwischen den USA und West- 
europa hat in der Vergangenheit und in der Gegen- 
wart — das wird auch in Zukunft so sein — die 
Frage der Zahlungsbilanz der Vereinigten Staaten 
immer eine große Rolle gespielt. Sie taucht in der 
offiziellen amerikanischen Argumentation immer 
wieder auf. Freilich wird dort gelegentlich unter- 
schlagen, wie günstig sich die Wirtschaftsbeziehun- 
gen zwischen den Vereinigten Staaten und West- 
europa seit Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft entwickelt haben. Der Warenverkehr 
zwischen den USA und den sechs Ländern der Ge- 
meinschaft allein betrug 1971 16 Milliarden Dollar 
und hatte sich damit gegenüber dem Stand von 1960 
verdreifacht. Dabei hat die Zunahme des Handels 
in landwirtschaftlichen Erzeugnissen — und das hat 
in der politischen Argumentation der USA seine 
besondere Bedeutung — und in industriellen Pro- 
dukten ständig über dem Durchschnittswachstum 
des Welthandels gelegen. 1970 entfielen rund 60 Vo 
des gesamten amerikanischen Außenhandelsüber- 
schusses allein auf die Handelsbeziehungen mit den 
EWG-Staaten. 

Aber man kann das Bild der europäisch-amerika- 
nischen Handelsbeziehungen nicht ohne Erwähnung 
der amerikanischen Investitionen in Europa dar- 
stellen. Die Direktinvestitionen der USA allein in 
den EWG-Staaten haben sich von 1960 bis 1970 
versechsfacht, und die Staaten der Europäischen 
Gemeinschaft sind das Gebiet, in dem die ameri- 
kanischen Investitionen am stärksten zugenommen 
haben. Im Gebiet der zukünftigen, erweiterten Ge- 
meinschaft liegen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
etwa 30 Vo der amerikanischen Auslandsinvestitio- 
nen. Westeuropäische Unternehmer dürften mit 
ihren Investitionen kaum ein Drittel dieses Betrages 
erreichen. Dies ist ein wesentliches Politikum. Wir 
dürfen nämlich nicht übersehen, daß diese amerika- 
nischen Investitionen auf unserem Kontinent nicht 
ohne Einfluß auf die Handelsbilanz zwischen den 
USA und Westeuropa geblieben sind und damit 
möglicherweise auch das Problem der amerikani- 
schen Arbeitslosigkeit und andere wirtschaftliche 
Probleme tangieren. Denn die Zahl der amerikani- 
schen Erzeugnisse, die heute in Westeuropa herge- 
stellt werden, ist ständig im Steigen begriffen. Der 
Umsatz der amerikanischen Tochtergesellschaften 
in Westeuropa dürfte nahe an 25 Milliarden Dollar 
herankommen, was weit mehr als die gesamte 
amerikanische Ausfuhr nach Westeuropa darstellt. 

Man muß diese Sachverhalte unterstreichen, wenn 
die Amerikaner angesichts des künftigen Verhält- 
nisses über die Folgen eines wirtschaftlichen Pro- 
tektionismus in der erweiterten EWG orakeln. Vor 
allem befürchten die Amerikaner, daß die Agrar- 


marktordnung der erweiterten EWG den Agrar- 
export nach Westeuropa erschweren wird und daß 
die EWG ihre großen landwirtschaftlichen Über- 
schüsse zu Niedrigstpreisen auf den bisher von den 
USA belieferten Märkten abzusetzen trachten wird. 
Zweitens befürchten die Amerikaner eine Beein- 
trächtigung ihres Außenhandels durch die wachsen- 
den Assoziierungs- und Präferenzabkommen. 

Hier gilt es ganz einfach, die Einsicht der Ameri- 
kaner durch Erläuterung der Schwierigkeiten zu 
wecken, unter denen die europäischen Agrarmarkt- 
ordnungen zustande gekommen sind. Es gilt auf die 
Tatsache hinzuweisen, daß trotz der Marktordnungs- 
politik auch die erweiterte EWG der wichtigste 
Markt für den amerikanischen Agrarexport bleiben 
wird. 

Was den anderen Punkt betrifft, so sind die Ame- 
rikaner bis jetzt jeden wirklichen Beweis schuldig 
geblieben, daß irgendein Präferenz- und Asso- 
ziierungsabkommen mit einem Drittland die ame- 
rikanischen Außenhandelsinteressen ernsthaft ge- 
schädigt hat. Sicher birgt die zukünftige Entwicklung 
in Europa Belastungen für das handeis- und wirt- 
schaftspolitische Verhältnis zwischen den USA und 
Westeuropa. Es muß das Ziel künftiger Verhand- 
lungen im Rahmen des GATT sein, hier gewisse 
Harmonisierungsprozesse einzuleiten. 

Noch sind die handeis- und wirtschaftspolitischen 
Bedenken innerhalb der amerikanischen Außen- 
politik von dem Willen überlagert, sie den Bedürf- 
nissen des Atlantischen Bündnisses unterzuordnen. 
Dafür sollte man den Amerikanern dankbar sein. In 
dem Bericht des amerikanischen Präsidenten an den 
Kongreß über die amerikanische Außenpolitik für 
die siebziger Jahre vom Februar dieses Jahres hat 
Präsident Nixon erklärt: 

„Das Gedeihen der atlantischen Welt, die Sicher- 
heit des Atlantischen Bündnisses und der Abbau 
der Ost-West-Spannungen sind seit 25 Jahren 
das allgemeine Ziel amerikanischer Politik in 
Europa gewesen. Ich übernahm mein Amt an 
einem historischen Wendepunkt, als sich in Euro- 
pa entv\^ickelnde neue Verhältnisse einzigartige 
Chancen für den Fortschritt in Richtung auf diese 
Ziele boten. In drei Jahren hat sich diese Erwar- 
tung weitgehend erfüllt. Das im Jahre 1971 Er- 
reichte war ein Durchbruch." 

Die letzte Bemerkung bezieht sich auf das Vier- 
mächteabkommen über Berlin, auf die Erweiterung 
der EWG und die vorläufige Beilegung des Wäh- 
rungskonflikts in Washington sowie auf die allge- 
meine Festigung der NATO durch die Bereitschaft 
der europäischen Verbündeten, einen größeren 
Anteil an den gemeinschaftlichen Lasten zu über- 
nehmen. 

Ich glaube daher nicht, daß sich die Beziehungen 
zwischen den Vereinigten Staaten und Westeuropa 
notwendigerweise verschlechtern müssen, wenn es 
gelingt, das Feld unserer gemeinschaftlichen politi- 
schen Interessen schärfer abzustecken. Aber ich gebe 
zu, daß dies schwierig ist. Es ist vor allem deswegen 
schwierig, weil wir uns noch während einer län- 
geren Phase in Europa mit der Tatsache abfinden 
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müssen, daß wir selber nicht in der Lage sind, 
unsere Interessen so klar gegenüber dem amerika- 
nischen Partner abzugrenzen, daß man sagen könnte: 
Westeuropa spricht mit einer Stimme. 

Ich bin daher dafür, daß wir den Gedankenaus- 
tausch mit unseren amerikanischen Kollegen in allen 
beratenden Versammlungen in Zukunft intensivie- 
ren. Meine Erfahrung ist, daß wir es zuweilen sogar 
in Washington mit einer geradezu beängstigenden 
kleinen Schicht von Politikern zu tun haben, die in 
der Lage sind, die komplexen europäischen Proble- 
me zu verstehen. Auf der anderen Seite gibt es 
Amerikaner, die mit Recht die Befürchtung aus- 
drücken, daß auch in Europa häufig die Schicht der 
Politiker zu klein ist, die in der Lage sind, die sehr 
komplexen amerikanischen Verhältnisse so genau 
zu durchleuchten, daß man zu einer objektiven 
Beurteilung der Möglichkeiten und Wünsche und 
der Projektionen innerhalb der amerikanischen Po- 
litik kommt. 

Wir als Beratende Versammlung können, glaube 
ich, daher unsere Aufgabe nur so verstehen, daß 
wir versuchen, in diesem Forum hier und in den 
anderen, die uns zur Verfügung stehen, auf diese 
Art und Weise einen Beitrag zum gegenseitigen 
Verständnis und zum besseren Verstehen zu leisten. 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben 
Kolleginnen und Kollegen! Der gestrige 17. Mai 
1972 wird für die Bundesrepublik Deutschland ein 
historisches Datum werden. Ich freue mich sehr, daß 
Minister Haekkerup und der Kollege Kaj Björk vor 
diesem Hause gleichfalls dieses Datum besonders 
hervorgehoben haben. Der Deutsche Bundestag be- 
siegelte eine ganze Epoche? er entschloß sich für 
den Abschied von einem starken Strang seiner bis- 
herigen nationalen Geschichte. Sie alle wissen, wel- 
che Kraft die Bundesregierung in den vergangenen 
V/ochen und Monaten für dieses Ziel aufwenden 
mußte. Dieses Hohe Haus hat mit seinen Debatten 
und Empfehlungen dazu beigetragen, daß wir Deut- 
schen unsere offenen nationalen Fragen abklären 
konnten. Die europäische Option der Bundesrepu- 
blik — so schrieb heute Hans Heigert in der „Süd- 
deutschen Zeitung" — wird erst jetzt, mit dem 
17, Mai 1972, voll glaubhaft und besiegelt. 

Damit sind unsere Ostverträge in Wahrheit auch 
Westverträge. 

Ich bin dem Berichterstatter Sir John Rodgers 
sehr dankbar dafür, daß er seine Besorgnisse hin- 
sichtlich der Ost- West-Beziehungen sehr vorsichtig 
formuliert hat. Mit großem Interesse habe ich die 
Ziffer 6 im Bericht des Berichterstatters — die Aus- 
führungen zur Frage der Beibehaltung der amerika- 
nischen Truppen in Europa — gelesen. Ich teile nicht 
ganz die Befürchtung, daß im Anschluß an den Be- 
such des Präsidenten Nixon in Moskau Sonderbezie- 
hungen zwischen den Supermächten hergestellt 
werden könnten, bei denen Westeuropa in irgend- 
einer Form ausgeschlossen oder benachteiligt wer- 
den würde. 

Die Weiterentwicklung unserer Verteidigungs- 
überlegungen durch Ausweitung der Aufgaben des 
Bündnisses hat nach meiner Auffassung die USA 


sogar etwas stärker als bisher in Europa gebunden. 
Seitdem die Völker Europas ihre Partnerschaft un- 
tereinander nicht nur als Gegenkraft zu anderen 
Gruppierungen — ich meine hier den Warschauer 
Pakt — verstehen, hat unser Bündnis eine überra- 
schende Renaissance erlebt, eine Renaissance, die 
noch vor wenigen Jahren nur wenige erhofft hatten. 
Wenn das nicht geschehen wäre, hätten wir in den 
vergangenen Jahren mehr verloren als nur die Mit- 
arbeit z. B. Frankreichs in der NATO. 

Amerika wird mit uns — das ist meine Überzeu- 
gung — weiter gemeinsam handeln, wo dies auf 
der Basis des gegenseitigen Verstehens geht, und 
es wird mit seinen ganzen politischen Möglichkei- 
ten sicherstellen, daß wir auch künftig Konflikte in 
Europa nicht mit Gewalt, sondern mit Vernunft re- 
geln können. 

Aus den Verhandlungen der Supermächte sind in 
den vergangenen Jahren zahlreiche Vereinbarungen 
entstanden, die nicht nur diese beiden Supermächte 
stützten, sondern die auch uns Europäern, so glaube 
ich, erheblich weitergeholfen haben. Ich darf hier ein 
paar Beispiele erwähnen: Ich denke an das Ab- 
kommen über die Einstellung weiterer Atomwaffen- 
tests in der Atmosphäre, ich denke an das Abkom- 
men über die Nichtweiterverbreitung von Atom- 
waffen — das waren derartige Superabkommen — , 
ich denke an das Abkommen über den Verzicht auf 
Orbitalwaffen, das Abkommen über den Verzicht 
auf Waffen, die auf dem Meeresboden installiert 
werden könnten, und ich denke an die wunder- 
schöne Demonstration, die wir kürzlich vor der 
UNO erleben konnten, als man nach dem Verzicht 
auf biologische Kampfmittel der Hoffnung Ausdruck 
gab, daß demnächst chemische Waffensysteme eben- 
falls ausgeschlossen und vernichtet werden können. 

Als Mitglied dieser Versammlung hoffe ich, daß 
wir mit den USA in den nächsten Monaten und Jah- 
ren auf drei verschiedenen Wegen ein Stück voran- 
kommen werden, erstens im Bereich der koopera- 
tiven Nuklearwaffenbegrenzung. Wenn Richard 
Nixon am kommenden Montag in Moskau zu ver- 
handeln beginnt, wird der SALT-Vertrag dort eben- 
falls zur Diskussion stehen. Ich hoffe, daß man dort 
sogar zu einem Ende kommen wird. 

Ich denke zv/eitens an den Bereich der kooperati- 
ven Streitkräfteverringerung, die durch ein Ver- 
tragswerk über beiderseitige, ausgewogene Trup- 
penreduzierung in Europa erreicht werden könnte. 
Die MBFR-Diskussion ist dazu ein erster Schritt. 
Man weiß noch nicht, was daraus wird. Das Ganze 
ist sehr sensibel zu bewerten. Aber ich könnte mir 
vorstellen, daß wir mit Hilfe der Amerikaner zu 
einem Ergebnis kommen werden. 

Ich denke schließlich an den Bereich der koopera- 
tiven Sicherheitsverhandlungen, die mit den Ame- 
rikanern und deri Kanadiern zusammen an einem 
Tische hinführen sollten zu der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa. Für eine 
mögliche Tagesordnung mit den Amerikanern müßte 
man feststellen, daß das durchweg Probleme sind, 
die seit Jahren auch dieses Haus und diese Ver- 
sammlung beschäftigt haben. 
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Lassen Sie mich abschließend noch vier Punkte 
herausstellen. Nach meiner Auffassung werden wir 
mit den Amerikanern als Partner in den Bereich der 
Verhandlungen über Sicherheitsfragen einschließ- 
lich der Grundsätze für zwischenstaatliche Beziehun- 
gen und bestimmte militärische Aspekte der Sicher- 
heit eintreten müssen. 

Ich denke daran, daß wir — auch über dieses 
Haus und über diese Versammlung — zusammen 
mit den Amerikanern das Problem der Freizügigkeit 
der Mensdien in Europa diskutieren müssen, fer- 
ner die Frage der Informationen und Ideen sowie 
die kulturellen Beziehungen, die in Zukunft auf 
diesem Kontinent möglich sein werden. 

Ich denke drittens daran, daß die Zusammenarbeit 
in der Wirtschaft, in der angewandten Wissenschaft, 
in der Technologie sowie in der reinen Wissenschaft 

ein wichtiges Thema einer Konferenz über Sicher- 
heit und Zusammenarbeit in Europa sein müßte. 
Das wichtigste Thema einer solchen Konferenz 
sollte das Problem des Umweltschutzes sein. 

Ich habe die Hoffnung — ich freue mich, daß das 
alles von Ihnen, wenn auch sehr vorsichtig, erwähnt 
wurde — , daß das eine oder andere Gespräch ein- 
geleitet werden kann. Ich komme zu dem Schluß: 
die Bande mit den Amerikanern sind so stark, daß 
wir eine gemeinsame politische Strategie entwik- 
keln können. Ich bedanke mich recht herzlich für 
Ihren Bericht. 


Freitag, 19. Mai 1972 

Tagesordnungspunkt: 

Radiostationen „Freies Europa" und 
„Radio Liberty" 

(Drucksache 2956) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dodds-Parker für den 
Politischen Ausschuß und Abgeordneter Hofer für 
den Ausschuß für die europäischen Nichtmitglieds- 
länder 

Blumenfeld (CDU/CSU)*): Wir haben den von 
unserem Berichterstatter, Herrn Dodds-Parker, dem 
Ausschuß vorgelegten Entschließungsentwurf ge- 
prüft. Der Ausschuß hatte nicht genügend Zeit, sich 
mit der Entschließung in allen Einzelheiten zu befas- 
sen. Es wurde einstimmig beschlossen, das Problem 
des Fortbestehens der Sender „Radio Free Europe" 
und „Radio Liberty" vor die Versammlung zu brin- 
gen, in der Frage jedoch, ob und wieweit sich die 
Mitgliedsregierungen des Europarates selbst mit die- 
sem Problem beschäftigen sollen, gingen die Mei- 
nungen auseinander. 

Wir haben im Ausschuß beschlossen, diese Frage 
und die Abstimmung über den Entschließungsent- 
wurf bis zu unserer nächsten Sitzung Ende Juni in 
Den Haag zu vertagen. Wir hoffen, daß die Sender 

‘ Original englisch 


in der Zwischenzeit weiterhin finanziell unterstützt 
werden, so daß sich bis zur Abstimmung über die 
Entschließung keine finanzielle Notlage ergibt. 

Der Ausschuß hofft, daß die Versammlung es ihm 
nachsehen wird, daß er bis heute noch keinen Ent- 
schließungsentwurf vorgelegt hat, der Ausschuß ist 
sich jedoch darüber einig, bei der nächsten Sitzung 
eine Entschließung zu verabschieden, die er dann er- 
örtern und dem Plenum unterbreiten wird. Unterdes- 
sen wird der Ausschuß bei seiner Sitzung in Den 
Haag über den Entschließungsentwurf entscheiden. 

Ich hoffe, daß der Berichterstatter dem, was ich in 
meiner Eigenschaft als Ausschußvorsitzender gesagt 
habe, noch einige Worte hinzufügen wird. Ich halte 
es für angemessen, daß er das Plenum über den 
Stand des Entsdiließungsentwurfs unterrichtet. 


noch Tagesordnungspunkt: 

Beziehungen zwischen Westeuropa und den 
Vereinigten Staaten 

(Drucksache 3127) 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren: Dem Herrn Kollegen Sir John 
Rodgers möchte ich sehr herzlich für seinen Bericht 
danken. Ich sehe mich jedoch veranlaßt, eingangs 
einige Ausführungen zu den deutschen Ostver- 
trägen zu machen, weil es gestern einige Kollegen 
für opportun hielten, dazu zu sprechen. Herr Björk, 
Herr Richter und Herr Minister Haekkerup haben zu 
den Verträgen der Bundesrepublik Deutschland mit 
der Sowjetunion und Polen Stellung genommen und 
dabei Äußerungen gemacht, die nicht ganz unwider- 
sprochen bleiben können. 

Zum Sachverhalt darf ich folgendes sagen: Diese 
Verträge waren vom Inhalt her, aber auch unter 
dem Aspekt des do ut des, das fairen Gebens und 
Nehmens, hart umkämpft. Auf Grund der Stärkever- 
hältnisse im Deutschen Bundestag und im Bundesrat 
war es nicht mehr möglich, diese Verträge gegen 
die CDU/CSU zu verabschieden. Auf Grund der 
festen Haltung meiner politischen Freunde sah sich 
der östlidie Verhandlungspartner veranlaßt, in Be- 
reichen, die die Menschen in Deutschland angehen, 
Entgegenkommen zu zeigen, wenngleich dieses Ent- 
gegenkommen auch noch eine beträchtliche Weg- 
strecke von dem entfernt ist, was die Menschen- 
rechte verlangen. Der östlidie Vertragspartner sah 
sich außerdem veranlaßt, Klarstellungen zu akzep- 
tieren. Es ist ja nichts gefährlicher für den Frieden 
als unklare Verträge. 

Aber auch die Regierungskoalition sah sich im 
Hinblick auf die Stärkeverhältnisse im Bundestag 
nach langem Sträuben gezwungen, uns entgegenzu- 
kommen. Dieses Entgegenkommen fand seinen Nie- 
derschlag in einer Entsdiließung des Deutschen Bun- 
destages, die als Note der Bundesrepublik Deutsch- 
land der Sowjetunion übergeben wird. Ich darf Ihnen 
aus dieser Entschließung einige Passagen verlesen. 
Unter Ziffer 1 heißt es: 
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Zu den maßgebenden Zielen unserer Außenpolitik 
gehört die Erhaltung des Friedens in Europa und 
der Sicherheit der Bundesrepublik Deutschland. 
Die Verträge mit Moskau und Warschau, in denen 
die Vertragspartner feierlich und umfassend auf 
die Anwendung und Androhung von Gewalt ver- 
zichten, sollen diesen Zielen dienen. Sie sind wich- 
tige Elemente des modus vivendi, den die Bundes- 
republik Deutschland mit ihren östlichen Nachbarn 
herstellen will. 

Unter Ziffer 2 heißt es u. a.: 

Die Verträge nehmen eine friedensvertragliche 
Regelung für Deutschland nicht vorweg und schaf- 
fen keine Rechtsgrundlage für die heute bestehen- 
den Grenzen. 

Unter Ziffer 5 ist zu lesen: 

Die Rechte und Verantwortlichkeiten der Vier 
Mächte in bezug auf Deutschland als Ganzes und 
auf Berlin werden durch die Verträge nicht be- 
rührt. Der Deutsche Bundestag hält angesichts der 
Tatsache, daß die endgültige Regelung der deut- 
schen Frage im ganzen noch aussteht, den Fort- 
bestand dieser Rechte und Verantwortlichkeiten 
für wesentlich. 

Dies sind einige sehr grundsätzliche Klarstellun- 
gen, die ich hier doch vortragen wollte. Zu der Zif- 
fer, die das Selbstbestimmungsrecht der Deutschen 
betrifft, möchte ich noch sagen: Wir können die 
Forderung nach dem Selbstbestimmungsrecht und 
nach Schutz der Menschenrechte für die unter kom- 
munistischer Herrschaft lebenden Deutschen im In- 
teresse der Freiheit und Sicherheit des freien Euro- 
pas nicht auf geben; das ist der Abwehrwall im 
geistigen Kampf gegen die aggressive kommuni- 
stische Ideologie, die in ihrem Expansionswillen un- 
gebrochen ist. 

Die Selbstbestimmung hat erst unlängst die schwe- 
dische Regierung als den Schlüssel zur Lösung des 
Vietnamproblems bezeichnet. Wir würden uns sehr 
freuen, wenn von Schweden eine ähnliche Erklärung 
zum deutschen Problem abgegeben werden könnte. 

Lassen Sie mich nun etwas zu den geschichtlichen 
Aspekten sagen, die in den Ausführungen der von 
mir genannten Herren angesprochen wurden; vor 
allem Herr Minister Haekkerup äußerte sich dazu. 
Ich möchte dazu sagen, daß ich es nicht für sinnvoll 
halte, in diesem Zusammenhang das Jahr 1914 und 
den 1. Weltkrieg zu nennen. Hier liegen gesicherte 
geschichtliche Erkenntnisse vor, die mit den Be- 
hauptungen des Versailler Vertrages über die Frage 
der Schuld nicht übereinstimmen. 

Als ein Mann, dessen Familie unter dem Regime 
Hitlers schwere Leiden ertragen mußte — mein 
Vater kam im Jahre 1940 als politischer Häftling im 
Konzentrationslager Oranienburg ums Leben — , 
weiß ich aber auch, was es bedeutet, wenn die De- 
mokraten die Diktaturen hoffähig machen, wobei 
die Farbe der Diktaturen — rot, braun oder anders- 
farbig — von zweitrangiger Bedeutung ist. 

Die bedeutendsten geschichtlichen Entscheidungen 
nach der Schaffung der NATO waren meines Er- 


achtens folgende zwei. Die eine war der feste und 
eindeutige Anschluß Westdeutschlands an den 
Westen. Diese eindeutige Westorientierung mußte 
in der Bundesrepublik Deutschland gegen den er- 
bittertsten Widerstand der damaligen Opposition 
durchgesetzt werden, deren Ziel letzten Endes ein 
neutralisiertes Westdeutschland zwischen Ost und 
West war. Konrad Adenauer und seine politischen 
Freunde haben diesen eindeutigen Westanschluß 
vollbracht. 

Die zweite und wohl bedeutendste Entscheidung 
war, so würde ich meinen, die Schaffung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft. 

Der Kollege Richter sagte: „Der Bundestag ent- 
schloß sich für den Abschied von einem starken 
Strang seiner bisherigen nationalen Geschichte.“ 
Nun, ich weiß nicht recht, was das heißen soll. Daß 
das Denken in nationalstaatlichen Kategorien alleine 
die Probleme weder Deutschlands noch Europas . 
lösen kann, haben Konrad Adenauer und seine poli- 
tischen Freunde — ich meine damit die politischen 
Freunde im weitesten Kreise, also nicht nur die 
Christlichen Demokraten — erkannt und kontinuier- 
lich danach gehandelt. 

Lassen Sie mich nun zu diesem Thema selbst — • 
Westeuropa und seine Beziehungen zu den Ver- 
einigten Staaten — kommen. Die großen Verteidi- 
gungsanstrengungen der USA haben uns bisher Frie- 
den und Freiheit gesichert. Die Präsenz der amerika- 
nischen Truppen ist für uns eine Lebensfrage. 

Ich will die Bedeutung der wirtschaftlichen Pro- 
bleme, die Herr Kollege Kahn-Ackermann gestern 
ansprach, nicht unterschätzen; aber das Entschei- 
dendste für die guten Beziehungen zwischen den 
USA und Westeuropa, was auch den Verbleib der 
amerikanischen Truppen sichert, dürften die eigenen 
Verteidigungsanstrengungen der Westeuropäer 
sein. In der erweiterten EWG leben 248 Millionen 
Menschen, in den Vereinigten Staaten 206 Millionen, 
in der Sowjetunion 243 Millionen. Wie will es die 
amerikanische Regierung ihren Bürgern auf die 
Dauer verständlich machen und zumuten, daß sie im 
Jahre 1970 7,8 Vo des Volkseinkommens für Ver- 
teidigungsaufgaben ausgeben mußten, die Bürger 
der erweiterten EWG hingegen nur 3,6 Vo? Die 
Sowjetunion mutet ihren Bürgern immerhin llVo 
zu. Diese Zahlen stammen aus dem neuesten „Stra- 
tegie Survey", den das „International Institute for 
Strategie Studies" in London vor kurzem veröffent- 
lichte. 

Diese Zahlen, meine Damen und Herren, machen 
aber auch deutlich, wie sich in der westlichen Welt 
der Wunsch nach Entspannung und Rüstungsbe- 
schränkung bedeutend stärker auswirkt als in der 
von der öffentlichen Meinung relativ unabhängigen 
Sowjetunion. Dies ist insbesondere für Westeuropa 
festzustellen, das für seine Verteidigung relativ 
wenig leistet, und zwar trotz der erhöhten Wirt- 
schaftspotentiale und trotz des wachsenden Wider- 
standes in den USA gegen den bisherigen Umfang 
der amerikanischen Schutzmachtrolle. 

Die Konfrontation zwischen den USA und der 
Sowjetunion ist für Westeuropa von größter Bedeu- 
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tung. Die USA wollen — ebenso wie auch wir — 
diese Konfrontation abbauen. Wie ernst es der So- 
wjetunion mit der gleichen Absicht ist, läßt sich 
heute noch nicht eindeutig sagen. Das Berlin-Ab- 
kommen, die SALT- Verhandlungen, MBFR, die Neu- 
tralisierungsversuche in Südostasien sind Zeichen 
gegenseitigen Bemühens um Abbau der Konfron- 
tation. Der Krieg zwischen Indien und Pakistan und 
das sowjetische Engagement dabei, die andauernde 
Krise im Mittleren Osten, der trotz der Abrüstungs- 
gespräche andauernde Rüstungswettlauf, der durch 
die massiven russischen Rüstungen der letzten 
Jahre beschleunigt wurde, und die jüngste Eskala- 
tion des Vietnam-Konflikts demonstrieren, wie sehr 
immer noch die Konfrontation zwischen den USA 
und der Sowjetunion anhält. 

In diesen Fragen, die für unser Schicksal von 
größter Bedeutung sind, werden die westeuropä- 
ischen Staaten nur dann wirklich eine Rolle spielen 
können, wenn Westeuropa eine handlungsfähige 
politische Gemeinschaft wird. 


Roser (CDU/CSU): Herr Präsident! Verehrte Kol- 
leginnen und Kollegen! Sir John Rodgers spricht in 
seinem Bericht von einer Atmosphäre der Unge- 
wißheit, in der wir uns gegenwärtig befänden. Nie- 
mand von uns wird ganz sicher wissen, wie man 
dieses Problem der Ungewißheit lösen kann. Die 
Anregungen, die Sir John in seinem Bericht gibt, 
sind ebenso interessant wie vor allem wohlerwogen. 

Ich hatte heute beim Gang dieser Debatte den Ein- 
druck, daß wir uns in der Analyse der Situation 
nicht einig sind. Ich möchte dazu einige Bemerkun- 
gen machen. Ich glaube, daß ich damit die Analyse 
der historischen Perspektive, die uns unser Kollege 
Hofer gegeben hat, etwas fortsetzen kann. 

Für diese Atmosphäre der Unsicherheit scheinen 
mir zwei Daten von großer Bedeutung zu sein: ein- 
mal die Rede von Präsident Nixon im Juli 1969, wo 
er vor dem Hintergrund des amerikanischen Pre- 
stigeerfolges einer ersten bemannten Mondlandung 
und auf seinem Wege zu Ceaucescu, der den Faden 
nach Peking spinnen sollte, Amerikas Rückzug aus 
der Rolle des Weltpolizisten ankündigte. Das ge- 
schah mit der Verkündung der sogenannten Nixon- 
Doktrin, die Nixon selber dann in seiner Botschaft 
an den Kongreß vom Februar 1970 zur außenpoliti- 
schen Maxime erhoben hat. 

Wenn ich es recht sehe, enthält diese Doktrin als 
außenpolitische Maxime der USA drei wesentliche 
Elemente, die auch für uns von Relevanz sind: näm- 
lich den Rückzug der Vereinigten Staaten aus ihren 
überseeischen historischen und politischen Verstrik- 
kungen, Zug um Zug, mal zugegeben, mal weni- 
ger zugegeben, zum anderen den Appell an alle 
Verbündeten, zu ihrer eigenen Sicherheit, zu ihrem 
eigenen Schutz, zu ihrer eigenen Verteidigung einen 
größeren Eigenbeitrag zu leisten und die regionale 
Zusammenarbeit — in welchen Formen auch im- 
mer — zu fördern; dazu tritt das Element, eine Ent- 
lastung der USA-Regierung an der innenpolitischen 
Front zu erreichen. 


Damit war nach meinem Urteil zugleich der Raster 
für eine multipolare Welt vorgegeben. Rotchina hat 
dieses strategische Modell inzwischen übernommen. 
— Dies ist die eine Seite. 

Uns in Westeuropa stellt diese neue multipolare 
Situation vor eine Alternative: Entweder nehmen 
wir den uns dadurch zukommenden Platz ein, oder 
wir tun es nicht und fügen uns damit den hegemo- 
nialen Bestrebungen der UdSSR. Was ich jetzt sage, 
Herr Präsident, sage ich nicht aus einem Gefühl 
der Furcht, ebensowenig aus einem Empfinden der 
Euphorie. Ich versuche, die Analyse fortzusetzen, 
die ich hinsichtlich der Vereinigten Staaten ange- 
stellt habe. 

Ich habe den Eindruck, daß die Politik der UdSSR 
sowohl einen stark defensiven, als auch einen stark 
offensiven Zug hat, mithin zwei Komponenten. De- 
fensiv ist das Bemühen der UdSSR um Sicherung 
ihres Systems. In erster Linie geht es da um den 
Schutz vor Konterrevolution. Diesem Ziel dienen 
die verstärkten Konsolidierungsbestrebungen der 
UdSSR und des sie umgebenden Raumes. Die Instru- 
mente, die sie sich geschaffen hat, sind bekannt: 
Breschnew-Doktrin, die eben existiert, Truppenprä- 
senz — man sollte die CSSR und auch die Manöver 
des vergangenen Jahres nicht aus dem Auge ver- 
lieren — , bilaterale Verträge und Comecon. Das sind 
die Instrumente für diesen einen Zug. 

Das expansive Element in der sowjetischen Diplo- 
matie zeigt sich gegenwärtig, wenn ich recht sehe, 
in dem Bemühen, Rechtstitel für seine internationale 
Politik zu sammeln, und nicht ganz ohne Erfolg, 
wie ich meine. Das Festhalten — um ein Beispiel 
zu nennen — am Potsdamer Abkommen, das Fest- 
halten an der Gültigkeit von Artikel 53 und 107 
der Charta der Vereinten Nationen, die vertrag- 
liche Festlegung der Bundesrepublik auf eine ruß- 
landfreundliche Politik gemäß Artikel 1 des Mos- 
kauer Vertrages — das ist wohl nicht zu verken- 
nen — , die Kodifizierung eines Mitspracherechtes 
über West-Berlin im Berlin-Abkommen, die Bestre- 
bungen, bilaterale Verträge nach Westen hin zu 
schaffen — einmal mit Erfolg, ein andermal ver- 
sucht und ohne Erfolg, ich denke an die Breschnew- 
Reise nach Paris — , alles das sind Versuche, zu 
einer offensiven, in den Westen eingreifenden Poli- 
tik zu kommen. 

Ich habe den Eindruck, daß die sowjetische Euro- 
papolitik auf drei Ziele hinausläuft: die Sicherung 
des Ostblocks, die hegemoniale Kontrolle West- 
europas und die Bemühung um wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit mit Westeuropa. Dieser Politik läuft, 
jedenfalls nach meinem Urteil, die westeuropäische 
Integrationspolitik sicher zuwider. Dieser Politik 
laufen unsere Bemühungen, eine europäische Wäh- 
rungs- und Wirtschaftsunion in der vollen politi- 
schen Finalität zu schaffen, zuwider. Darüber soll- 
ten wir uns im klaren sein. 

Aber in der inneren Spannung der russischen 
Politik zwischen offensiv und defensiv klafft eine 
Lücke, die wir ausfüllen wollen und nach meiner 
Ansicht auch ausfüllen müssen. Entscheidend wird 
es dabei darauf ankommen, daß wir unser Verhält- 
nis zu den Vereinigten Staaten von Amerika klar 
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und präzise immer wieder erneut definieren, um 
nicht plötzlich zwischen zwei Stühlen zu sitzen, 
was — diesen Ausdruck hörte ich von Lord Gladwyn 
dieser Tage — dazu führen könnte, daß es tatsäch- 
lich zu einer Finnlandisierung von Westeuropa 
kommt. 

Blumenfeld (CDU/CSU) *) : Ich werde dem Prä- 
sidium Vorschlägen, die Aussprache über den Be- 
richt und die Entschließungen des Politischen Aus- 
schusses nicht wieder während der letzten Sitzung 
der Plenarwoche zu veranstalten. 

Ich beglückwünsche den Berichterstatter zu seinem, 
wirksamen Beitrag zur Arbeit im Ausschuß und der 
Plenarsitzung während der letzten Tagung. 

In einer seiner philosophischen Anwandlungen 
sagte Herr Björk, daß man sich wahrscheinlich nicht 
lange an diese Entschließung erinnern werde. Dem 
stimme ich nicht zu. Man wird sich lange an sie er- 
innern, denn sie ist und bleibt aktuell. Diese Ver- 
sammlung und der Politische Ausschuß werden sich 
lange mit dem wichtigen Problem der Beziehungen 
Europas zu den Vereinigten Staaten befassen und 
auf die von unserem Berichterstatter vorgelegte 
Entschließung verweisen, die vom Ausschuß mit 
einigen Vorbehalten, die ein oder zwei Mitglieder 
während unserer Beratungen äußerten, einstimmig 
angenommen wurde. 

Ich danke den Mitgliedern, die für eine lebhafte 
Aussprache über die betreffenden Punkte sorgten. 

Dies ist einer der wichtigsten Teile der Entschlie- 
ßung. Sir John wies in seinen abschließenden Bemer- 
kungen auf diesen Punkt hin. In Punkt 6 berührt Sir 
John das aktuelle Problem, das uns als Parlamen- 
tarier besonders angehen sollte: 

„ist der Auffassung, daß die europäischen Mitglie- 
der des Atlantischen Bündnisses und die Vereinig- 
ten Staaten nun den Punkt erreicht haben, da sie 
sich entweder mit einer weiteren Verschlechterung 
der Beziehungen abfinden oder neue Formen der 
Partnerschaft hersteilen, um solche Themen zu er- 
örtern, die die europäische Einheit und eine 
engere atlantische Zusammenarbeit noch notwen- 
diger machen;" 

Das ist der Kernpunkt unserer zukünftigen Auf- 
gaben. 

Ich bin Mitglied der Nordatlantischen Versamm- 
lung, die sich mit Nordamerika befaßt. Wir sind 
Mitglieder vieler anderer Organisationen. Wir müs- 
sen unsere Arbeit und unsere politischen Beratun- 
gen rationalisieren und konzentrieren, damit sie so 
weit wie möglich einer engeren atlantischen Zusam- 
menarbeit dienen, so daß Europa weder von den 
Vereinigten Staaten noch von irgendeiner anderen 
der uns umgebenden Weltmächte abhängig ist, son- 
dern zu einem lebensfähigen Partner auf dem 
Gebiet der Verteidigung und Politik wird und somit 
in der Lage ist, in der zukünftigen Welt, in der wir 
uns mehr als zwei Supermächten gegenübersehen, 
ein Wort mitzusprechen. 


*) Original englisch 


Um diesen Vorschlag zu verwirklichen und um 
uns näher zusammenzubringen, ist es notwendig, 
daß unsere Regierungen außerhalb des eigenen 
Landes mit den Regierungen der Vereinigten Staa- 
ten und Kanadas bilaterale und multilaterale Ge- 
spräche führen, so daß sich die Parlamentarier öfter 
treffen und einander in den grundlegenden Themen 
sowie den jeweiligen Fragen und Problemen, die wir 
diskutieren und in unserem Land zu bewältigen 
haben, besser verstehen. 

Herr Kahn- Ackermann machte auf diese Tatsache 
aufmerksam. Ich unterstützte seine Ansichten und 
die vieler anderer Kollegen, die ebenfalls gespro- 
chen haben. Wir müssen neue Wege finden, um uns 
regelmäßig zu treffen und eine engere Zusammen- 
arbeit mit unseren Kollegen aus den Vereinigten 
Staaten zu bewerkstelligen. 

Der Europarat und der Politische Ausschuß müs- 
sen, zusammen mit den Mitgliedern des Euro- 
päischen Parlaments und der NATO, hierzu neue 
Mittel und Wege erkunden. Ich möchte hier keine 
besonders geeignete Institution vorschlagen. Wir 
müssen eine zentrale Organisation und ein parla- 
mentarisches Forum haben, wo wir unsere Kollegen 
aus den Vereinigten Staaten regelmäßig treffen und 
wirksame Ergebnisse erzielen können. 

Wir bedauern zutiefst, daß es uns während die- 
ser Aussprache nicht möglich war, die europäisch- 
nordamerikanischen Beziehungen mit Mitgliedern 
des Kongresses oder der Administration der Ver- 
einigten Staaten diskutieren zu können. 

Leider erforderte der Besuch des Präsidenten der 
Vereinigten Staaten bei den sowjetischen Staats- 
männern, der an diesem Wochenende beginnt, die 
Abwesenheit eines oder zweier führender Beamten 
der Administration, die bereits zugesagt hatten, nach 
Straßburg zu kommen, um mit uns zu diskutieren. 
Wir haben Verständnis dafür. Es war auch Mitglie- 
dern des Kongresses, des Abgeordnetenhauses und 
des Senats der Vereinigten Staaten nicht möglich, zu 
uns zu kommen. Ich möchte dazu den Brief vorlesen, 
den ich am 16. Mai vom Vorsitzenden des Unter- 
ausschusses , für europäische Angelegenheiten des 
Abgeordnetenhauses der Vereinigten Staaten in 
Washington erhalten habe: 

„Ich bedauere zutiefst, daß ich Ihre freundliche 
Einladung, in dieser Woche an der Aussprache 
über die Beziehungen der Vereinigten Staaten zu 
Europa in der Beratenden Versammlung des Eu- 
roparates teilzunehmen, nicht annehmen kann. Ich 
habe versucht, in unserem Außenpolitischen Aus- 
schuß Stellvertreter zu finden, die an diesen Sit- 
zungen teilnehmen können, aber es war nicht 
möglich, da die derzeitige Aussprache im Aus- 
schuß über die Vietnampolitik unsere Anwesen- 
heit in Washington erfordert. Ich hoffe dennoch, 
daß Mitglieder unseres Unterausschusses für euro- 
päische Angelegenheiten in Zukunft an Beratun- 
gen mit Mitgliedern der Versammlung teilnehmen 
können. " 

Ich habe mir erlaubt, dieses Schreiben für das 
Protokoll vorzulesen. Es zeigt, daß auf der anderen 
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Seite unser Wunsch nach einer solchen Aussprache 
bei unseren nordamerikanischen Freunden und ins- 
besondere unseren Freunden aus den Vereinigten 
Staaten durchaus Gehör findet. Ich möchte es dabei 
belassen, aber doch der Versammlung empfehlen, 
den Antrag, über den, wie ich glaube, in wenigen 
Augenblicken abgestimmt wird, zu verbessern. 

Wir hatten eine umfassende Aussprache, die auch 
Themen wie Vietnam und die Türkei einschloß. Wir 
hätten noch über vieles mehr sprechen können, da 
die Beziehungen Europas zu den Vereinigten Staa- 
ten von Amerika natürlich alle diese Probleme be- 
rühren. Wir sind in fester Partnerschaft mit den 
Vereinigten Staaten verbunden. Was sie in Südost- 
asien oder anderen Teilen der Welt tun, wirkt sich 
auf ihre europäischen Partner aus. 

Die Türkei ist jedoch ein besonderer Fall. Wieder 
war es Herr BjÖrk, der es als nicht zweckmäßig an- 
sah, diese Frage eingehender zu erörtern. Ich be- 
daure, daß Herr Björk nicht da ist, denn ich hätte 
mich lieber auf ihn bezogen, wenn er anwesend ge- 
wesen wäre. Wahrscheinlich fühlte er sich in An- 
betracht der Pressekampagne in Schweden über den 
Besuch des Politischen Ausschusses in der Türkei 
für die protokollarischen Aufzeichnungen in seinem 
Land verpflichtet, einige Worte dazu zu sagen. Da- 
zu ist er berechtigt, und ich glaube, daß das der Fall 
war. Ich möchte jedoch zu seiner Darstellung der 
Ausschußberatungen über "diese Frage eine oder 
zwei Bemerkungen machen. 

Wie Herr Björk sagt, gibt es zweifellos verschie- 
dene Interpretationen des Begriffs Demokratie. Ich 
darf vielleicht eine persönliche Bemerkung hinzu- 
fügen; wenn eine oder zwei von Herrn Björks Vor- 
stellungen von Demokratie in ganz Europa gültig 
wären, so fürchte ich, daß viele von uns derartige 
Vorstellungen nicht interessant fänden und daß 
einige sogar dabei einschlafen würden. Iii diesem 
besonderen Fall erwähnte ich in der Türkei in An- 
wesenheit meines Kollegen Czernetz, der gerade 
zum Vizepräsidenten des Politischen Ausschusses 
gewählt worden ist, daß meiner Meinung nach die 
Demokratie in der Türkei durchaus lebendig und 
dynamisch sei, wirklich Reformen anstrebe und 
einen Ausweg aus der Krise suche, einer der zahl- 
reichen Krisen, denen sich die Türkei und ihre 
Staatsmänner über viele Jahre hinweg ständig ge- 
gegenübersahen und die sie erfolgreich bewältigt 
haben. 

Ich wiederhole für das Protokoll, daß ich nicht ein 
einziges Wort von dem zurücknehmen werde, was 
ich in der Türkei der Presse und der Öffentlichkeit 
gegenüber und auf meinem Rückweg nach Deutsch- 
land gesagt habe. Ich freue mich dabei, in der guten 
Gesellschaft meines sozialistischen Kollegen und 


Freundes Czernetz zu sein, der ebenfalls von ge- 
wissen Kreisen der Öffentlichkeit seines Landes 
angegriffen worden war, so wie ich von anderen 
angegriffen werde, weil wir einen bestimmten 
Standpunkt vertreten. Ich kann mich nur auf das 
beziehen, was er dazu in einer seiner mutigen Re- 
den sagte. Ich beglückwünsche ihn dazu, fest zu den 
von uns beiden aufgestellten Grundsätzen zu stehen, 
zu Grundsätzen, die die demokratischen Staatsmän- 
ner in der Türkei unter sehr schwierigen Bedingun- 
gen in einem Land durchzusetzen versuchen, das, 
wie Herr Leynen in seinem ausgezeichneten Tat- 
sachenbericht erklärte, im Norden, Westen und 
Osten von autoritären Ländern umgeben ist. 

Ich wende mich hierbei besonders an diejenigen, 
die bequem in demokratischen Ländern sitzen. Tau- 
sende von Kilometer entfernt, und umgeben von 
freundlichen, demokratischen Nachbarn, die mehr 
oder weniger die gleiche Sprache sprechen. Ich 
möchte, daß sie ihre Aufmerksamkeit auf Probleme 
in ihren eigenen Ländern lenken, die vielleicht 
einmal aufgegriffen werden müssen. Ich werde nicht 
schweigen, wie es mir Herr Björk in seiner gestri- 
gen Rede zu tun riet. Er sagte, es gebe Augenblicke, 
in denen es für einen Politiker besser oder vielleicht 
weiser sei, zu schweigen. Ich werde nicht schweigen, 
w^enn les darum geht, die demokratischen politischen 
Einrichtungen und Staatsmänner in Ländern wie der 
Türkei zu unterstützen, die, wie wir alle bezeugen 
können, versuchen, die Demokratie in ihrem Land 
unter sehr schwierigen Umständen am Leben zu 
erhalten. Ich werde nicht schweigen, weil Presse- 
kommentatoren mir dazu raten, denn sie sind nur 
einseitig informiert und waren nie an Ort und Stelle. 
Ich werde nicht schweigen, weil ein Kollege oder 
Parlamentarier mir aufgrund der von ihm vertre- 
tenen unterschiedlichen Auffassung dazu rät. 

Ich halte den Bericht, den Herr Leynen im Auftrag 
des Politischen Ausschusses vorgelegt hat, für sehr 
objektiv und ich freue mich, daß er auf einige Be- 
hauptungen seitens gewisser Kreise, gewisser Dele- 
gationen und Presseorgane in Europa zum Problem 
der Türkei eingeht. 

Herr Präsident, ich hoffe, Sie wierden mir ver- 
zeihen, daß ich diese Frage so eingehend bespro- 
chen habe. Ich hielt es für notwendig, weil einer 
unserer hervorragenden und langjährigen Kollegen, 
der die Regierungspartei in seinem Land vertritt, 
solche Behauptungen aufstellt und dem Vorsitzenden 
des Ausschusses etwas einzureden versucht, wofür 
er nicht einsteht. Ich hoffe, daß die vom Ausschuß 
und dem Berichtertatter der Versammlung vor ge- 
legte Entschließung einstimmig angenommen wird. 
Ich glaube, sie ist ein sehr wichtiges Dokument, 
das wir in Zukunft weiterverfolgen und auf das 
wir uns beziehen werden. 
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